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ANALYSE

Besonderheiten russischer Wahlen 2016:

Stirkung der regionalen Biirokratie und Schwichung der Parteien

Alexandr Kynew, Moskau

Zusammenfassung

Am 18. September 2016 werden die nichsten Wahlen zur russischen Staatsduma stattfinden, die siebten seit
dem Zerfall der Sowjetunion und dem Entstehen der Russischen Féderation. Nachdem Anfang der 2000er
Jahre unter anderem durch Anderungen im Wahlrecht eine Zentralisierung staatlicher Herrschaft zu beob-
achten war, kehrte man ab 2013 zu einem gemischten Wahlsystem zuriick, was den Einfluss der regionalen
Biirokratien wieder stirken konnte. Daneben haben in den letzten Jahren Verinderungen in der Parteienge-
setzgebung zu einer Stirkung der systemischen (die nach 2011 wieder diszipliniert wurde) und einer Schwi-
chung der auflersystemischen Opposition gefiihrt. Da zudem die Bedingungen der Wahlbeobachtung weiter
erschwert wurden, diirften die Wahlergebnisse in den Augen der Bevélkerung delegitimiert bleiben. Auch
die jiingst erfolgte Neubesetzung der Zentralen Wahlkommission wird das nicht kompensieren konnen.

Verinderter institutioneller Rahmen

Die im September anstehenden Wahlen zur Staatsduma

werden sich nach einer ganzen Reihe von Merkmalen

radikal von den beiden letzten landesweiten Parlaments-
wahlen 2007 und 2011 unterscheiden; das betrifft vor
allem die strengeren Regeln fiir eine Zulassung zu den

Wahlen, den radikal verstirkten Zensus und die auf

ein Minimum reduzierte gesellschaftliche Kontrolle der

Wahlen. Zu den wichtigsten Besonderheiten des anste-

henden Wahlgangs gehoren:

* Die Riickkehr zu einem gemischten Wahlsystem;

* Eine erheblich groflere Zahl der potenziellen Sub-
jekte des Wahlprozesses; es sind 75 Parteien zur Teil-
nahme an den Wahlen zur Staatsduma berechtigt;

*  Die Verlegung des Wahltermins vom Dezember in
den September 2016, die den Wahlkampf der Par-
teien und Kandidaten drastisch erschwert, weil ein
erheblicher Teil des Wahlkampfes dadurch in die
Haupturlaubszeit fillg

* Eine im Vergleich zu allen fritheren Wahlen drasti-
sche Verschirfung der Vorschriften fiir die Registrie-
rung von selbstnominierten Kandidaten und Kandi-
daten, die von Parteien ohne »Privilegien« nominiert
wurden;

* Ein bisher noch nie dagewesener Zuschnitt der
Wahlkreise in Féderationssubjekten mit mehre-
ren Wahlkreisen (bei der urbane Gegenden aufge-
teilt und mit dem flachen Land verschmolzen wer-
den), was zu Verzerrungen bei der Reprisentation
stidtischer Wihlerschaften fithren kénnte und die
zukiinftige Arbeit der Abgeordneten mit ihrer Wih-
lerschaft erschweren diirfte;

* Die verinderte Zuordnung von Wahlberechtigten
im Ausland zu Wahlkreisen in der Russischen Fode-
ration, durch die diese nun {iber eine erheblich grs-
Rere Zahl von Wahlkreisen verteilt werden (s. den

vollstindigen Bericht des KGI (russ.), S. 27-37;
<http://st.golosinfo.org/2016/04/Doklad-monito
ring-vyborov-2016-1-institutsionalnye-usloviya_

KGI_26-04-2016.pdf>);

* Die drastisch reduzierten Moglichkeiten fiir ein

Monitoring der Wahlen seitens der Parteien und
Kandidaten wie auch durch die Gesellschaft. Diese
Verinderungen schaffen zusitzliche Maglichkeiten
zur Manipulation wihrend der Stimmabgabe und
bei der Stimmauszihlung.
Es fillt auf, dass das neue Foderale Gesetz Nr. 20-FZ
»Uber die Wahl der Abgeordneten der Staatsdumac,
das vom Prisidenten Russlands erst am 22. Februar
2014 unterzeichnet worden war, noch nicht angewen-
det wurde und dennoch bereits mehrfach geiindert wor-
den ist.

Griinde fiir die Anderung des Wahlsystems
Anfang der 2000er Jahre sind Anderungen des Wahl-
rechts zu einem festen Bestandteil staatlicher Politik
geworden. Diese Politik zielte seinerzeit auf eine erheb-
liche Verschirfung der Kontrolle des Zentrums iiber
die Regionen und die Wahl- und Parteiengesetzgebung
waren ein wichtiger Bestandteil dieses Kurses.

Im September 2004 wurde beispielsweise die
Abschaffung der direkten Gouverneurswahlen sowie der
Wechsel vom gemischten Wahlsystem zum reinen Ver-
hiltniswahlrecht ab den Wahlen zur Staatsduma 2007
verkiindet. Die Regionen verloren durch die Reformen
ihre direkte Reprisentation im Parlament und behielten
lediglich iiber die an die Regionen gekniipften Gruppen
innerhalb der Kandidatenlisten der Parteien eine mittel-
bare Vertretung. Grofiter NutzniefRer dieser Anderun-
gen waren die zentralen Parteifithrungen in Moskau.

Die Struktur der Parteien sah eine strenge Hierar-
chie vor, bei der selbst fiir Entscheidungen der regiona-
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len Parteiorganisationen eine Zustimmung bzw. Abstim-
mung mit der zentralen Parteifithrung erforderlich war.
Die Staatsmacht kontrollierte die Parteien und diese die
Abgeordneten.

Eine gewisse Stirkung der »systemischen« Oppo-
sition (der »Oppositionsparteien« in der Duma) unter
Prisident Medwedew fiel unter anderem mit einer ver-
inderten sozio-6konomischen Lage in der Folge der
Krise von 2009/10, der Revolution der sozialen Netz-
werke und dem symbolischen Einfluss externer Ereig-
nisse (u. a. des Arabischen Friihlings) zusammen. Die
systemische Opposition wurde stirker zur Fronde, es
setzte eine Konzentration von Protestwihlern bei den
wenigen verbliebenen zwar »systemischenc, aber immer-
hin »alternativen« Parteien ein (Einer der Anfiihrer der
»nicht registrierten« Opposition, Alexej Nawalnyj, hatte
die Kampagne »Gib deine Stimme irgendeiner anderen
Partei« gestartet. »Einiges Russland« erhielt dann bei den
Dumawahlen 2011 weniger als 50 Prozent der Stim-
men). Die Krise fithrte zu einer bald vorgenommenen
Demontage einer Reihe von Elementen des politischen
Systems der 2000er Jahre, nun bereits im Kontext der
faktischen Riickkehr Wladimir Putins auf den Posten
des Prisidenten der Russischen Féderation.

Um eine Konzentration des Protestes bei den weni-
gen verbliebenen Parteien zu vermeiden, wurden Eil-
mafinahmen zur Abmilderung der Parteien- und Wahl-
gesetzgebung unternommen, die die Protestwihler in
Richtung einer Vielzahl von Parteien spiilen sollten. Das
Parteiengesetz und das System der Registrierung wur-
den ziigig korrigiert, doch sollte auch das System der
Dumawahlen geindert werden.

Nach einer Vielzahl unterschiedlicher Vorschlige
und einem Gesetzentwurf Medwedews von Ende
Februar 2012, der nicht verabschiedet wurde, sah ein
neuer Entwurf Prisident Putins vom 1. Mirz 2013
ein gemischtes Wahlsystem (225 Direktmandate und
ebenso viele Listenmandate) sowie eine Sperrklausel
von fiinf Prozent vor (2007 und 2011 lag sie bei sieben
Prozent). Wahlblécke sollten weiterhin verboten blei-
ben, wie auch die Nominierung von Mitgliedern frem-
der Parteien als Kandidaten. In die Kandidatenlisten
sollten zwar Parteilose aufgenommen werden kénnen,
dabei jedoch nicht mehr als 50 Prozent der Kandida-
ten ausmachen diirfen. Dieser Entwurf wurde schlief3-
lich als Gesetz verabschiedet.

Hier sei zur Illustration angemerkt, dass die totale
Dominanz von »Einiges Russland« bei den Regional-
wahlen der letzten Jahre vor allem auf den Direktman-
daten beruht (2012: 213 von 230). Kandidaten anderer
Parteien haben in der Regel nur mit Hilfe »administra-
tiver Ressourcen« oder erheblicher finanzieller Méglich-
keiten eine Chance (wobei sie gewdhnlich ein »konstruk-

tives Verhiltnis« zur Regierung unterhalten). Angesichts
dieser Bedingungen kénnten es Oppositionsvertreter
noch schwerer haben, falls es nicht zu einer radikalen
Verschlechterung der wirtschaftlichen und sozialen Lage
und wachsender Proteststimmung kommt und/oder die
Uberlassung eines Teils der Wahlkreise an formal unab-
hingige Kandidaten oder Kandidaten anderer Parteien
nicht im Voraus abgestimmc ist.

Mehr registrierte Parteien und mehr
Beschrinkungen des passiven Wahlrechts

In der Folge der Anderung der elektoralen Politik im
Dezember 2011 war durch das Gesetz Nr. 28-FZ vom
2. April 2012 die Mindestmitgliederzahl der Parteien auf
500 abgesenkt worden. Gleichzeitig erhielten die Kan-
didaten aller Parteien ein »Privileg«: Sie wurden von der
zur Registrierung notwendigen Unterschriftensamm-
lung befreit. Fiir Eigenkandidaturen wurden als Voraus-
setzung Unterstiitzerunterschriften von 0,5 Prozent aller
Wahlberechtigten im betreffenden Wahlkreis festgelegt.

Es setzte eine ziigige Registrierung neuer Parteien ein.
Bei den Regional- und Kommunalwahlen vom 14. Sep-
tember 2014 waren beispielsweise bereits 69 Parteien
teilnahmeberechtigt.

Dariiber hinaus wurde ganz offensichtlich eine Poli-
tik von Zuckerbrot und Peitsche betrieben, um die Loya-
litdt der »alten systemischen« Parteien (also derjenigen,
die schon vor 2011 existiert hatten) wiederherzustel-
len. Als Peitsche dienten negative Medienkampagnen
und Strafverfahren gegen bestimmte Abgeordnete. Eine
Rolle spielte auch die Kompromittierung der alten sys-
temischen Parteien durch deren Zustimmung zu den
iibelsten Gesetzentwiirfen in der Duma oder gar deren
formaler Initiierung. Bezeichnend ist die Entwicklung
2012 bei »Gerechtes Russland«: Hatte die Partei im
Friihjahr noch jene als Loyalisten vertrieben, die fiir eine
Bestitigung der Regierung gestimmt haben, erfolgte
Ende des Jahres bereits der Kampf gegen »iiberzogene
Oppositionelle«. Das Ziel war insgesamt wohl, die Alter-
nativlosigkeit der Parteienlandschaft zu demonstrieren
und die Dominanz des Systems durch Entmutigung
der Protestwihler und durch Mobilisierung der Kon-
formisten und »administrativ Abhiingigen« zu stirken.

Als Zuckerbrot wurde die staatliche Parteienfinan-
zierung erhoht: im Dezember 2012 von 20 auf 50 Rubel,
und ab 1. Januar 2015 auf 110 Rubel jihrlich pro errun-
gener Stimme. Die Finanzierung der wichtigsten Par-
teien stieg dadurch gegeniiber Ende 2011 auf das Fiinf-
fache. Die Motive des Staates liegen auf der Hand: Die
Parteien sollten nicht an einer Suche nach privaten Spon-
soren interessiert sein — im Mittelpunkt sollte das Bemii-
hen stehen, die staatliche Finanzierung zu erhalten und
zu behalten: die Aufmerksamkeit der Parteifithrungen



RUSSLAND-ANALYSEN NR. 319, 01.07.2016

sollte der staatlichen Biirokratie gelten, und nicht etwa
unabhingigen Unternechmen.

Vor dem Hintergrund der im Friihjahr 2014 im Kon-
text der Angliederung der Krim entstandenen neuen
Allianz zwischen Regierung und den »alten systemi-
schen« Parteien (dem »Krim-Konsens«) wurde das Fode-
rale Gesetz Nr. 95-FZ vom 5. Mai 2014 verabschiedet.
Dieses Gesetz beraubte die meisten Parteien ihrer »Pri-
vilegien« bei der Registrierung ihrer Kandidaten. Diese
Privilegien behielten nur jene Parteien, die bei den Wah-
len zur russischen Staatsduma nicht weniger als drei Pro-
zent der Stimmen errungen hatten (also eben jene »alten
systemischen« Parteien), in seltenen Fillen auch andere
Parteien, wenn sie in der betreffenden Region 2012—
2013 bestimmte Wahlerfolge hatten erzielen konnen.
Alle anderen Parteien mussten zur Registrierung erneut
Unterstiitzerunterschriften sammeln, wobei die erforder-
liche Unterschriftenzahl mit einer Vorgabe von drei statt
der fritheren 0,5 Prozent erheblich angehoben wurde.

Dadurch wurde es nach dem Mai 2014 fiir Kandi-
daten schlicht unniitz, von Parteien »ohne Privilegienc
fiir die Wahlen nominiert zu werden. Die Kandidaten
hatten in jedem Fall die Unterschriften zu sammeln
und eine grofle Menge Dokumente iiber das eigene Ein-
kommen und seine Vermégensverhiltnisse und die sei-
ner Verwandten beizubringen. Bei einer Nominierung
durch eine Partei muss zudem ein Paket von Unterla-
gen iiber die nominierende Partei vorgelegt werden, was
den finanziellen und organisatorischen Aufwand erhéht,
wie auch das Risiko (wegen der grofferen Anzahl der
Dokumente), die Registrierung verweigert zu bekom-
men. Zusammenfassend lisst sich feststellen, dass der
Prozess der Parteineugriindungen nahezu zum Stillstand
gekommen ist. Mit Stand vom Mirz 2016 kénnen nach
Angaben des Justizministeriums 75 Parteien — mit und
ohne »Privilegien« — an den Wahlen teilnehmen.

Parallel hierzu haben in den Jahren 2012 bis 2016
politische Organisationen keinen Parteistatus erlan-
gen konnen, die in den Regionen eine reale politische
Titigkeit erkennen lassen und vielfach die landesweite
und regionale politische Agenda bestimmen. Dies gilt
vor allem fiir die »Partei des Fortschritts« (russ. »Par-
tija progressa, frither bekannt als »Volksallianz«) von
Alexej Nawalnyj, die am 28. April ohne Gerichtsbe-
schluss vom Justizministerium aufgelst wurde; zu nen-
nen wire zudem die »Partei des 5. Dezember«.

Dadurch ergibt sich das Bild, dass in diesen Jahren
offentlich kaum sichtbare Parteien mit dem breiteren
Publikum kaum bekannten Fithrungsfiguren und einer
belanglosen Arbeit in den Regionen sich mit Leichtig-
keit registrieren lassen und umbenennen konnten, wih-
rend Initiativgruppen, die wohlbekannte Vertreter des
offentlichen Lebens in ihren Reihen haben und in den

Regionen reale politische Arbeit leisten, Probleme mit
der Registrierung haben.

Beschrinkungen fiir das passive Wahlrecht
Die Gesetzesvorschriften von 2006 verwehren es Biir-
gern mit einer zweiten Staatsangehérigkeit oder einem
Aufenthaltstitel im Ausland oder einem anderen Doku-
ment, das das Recht zum stindigen Aufenthalt auf dem
Territorium eines auslindischen Staates bestitigt, als
Abgeordnete der Staatsduma gewihlt zu werden.

Durch das Gesetz Nr. 19-FZ vom 21. Februar wurde
festgelegt, dass Personen, die wegen schwerer Verbre-
chen zu einer Freiheitsstrafe verurteilt wurden, fiir eine
Zeit von 10 Jahren nach Erléschen oder Tilgung der
Vorstrafe das passive Wahlrecht verlieren; fiir Personen,
die fiir besonders schwere Verbrechen verurteilt wurden,
gilt eine Frist von 15 Jahren.

2013 wurden praktisch eigentumsbezogene Beschrin-
kungen eingefiihrt. Ein Kandidat ist verpflichtet, zum
Zeitpunkt seiner Kandidatur alle Konten (Anlagen) im
Ausland aufzulssen, die Aufbewahrung von Barmitteln
und Vermégenswerten in auslindischen Banken, die sich
auflerhalb Russlands befinden, einzustellen und / oder
sich von auslindischen Finanzinstrumenten zu trennen.

Die genannten Beschrinkungen betreffen Hundert-
tausende Biirger der Russischen Foderation.

Beschrinkungen der Rechte von
Wahlbeobachtern

Die Wahlen 2016 stehen im Zeichen einer drastischen
Verringerung der Moglichkeiten fiir eine unabhingige
Wahlbeobachtung. Eine qualitative Verschlechterung
war bereits im Jahr 2006 erfolgt: Durch das Foderale
Gesetz Nr. 93-FZ vom 21. Juli 2005 wurde das Recht
gesellschaftlicher Vereinigungen abgeschafft, bei lan-
desweiten Wahlen Wahlbeobachter zu entsenden; den
Féderationssubjekten wurde die Méglichkeit einge-
riumt, dieses Recht auch bei Regional- und Kommu-
nalwahlen abzuschaffen, wodurch gesellschaftliche Ver-
einigungen nur in vereinzelten Regionen das Recht zur
Wahlbeobachtung behielten. Seit 2006 konnten Vertre-
ter gesellschaftlicher Organisationen in der Praxis eine
Wahlbeobachtung in den Wahllokalen vor allem als Kor-
respondenten von Medien durchfiihren. Bis 2016 war
die Situation in rechtlicher Hinsicht — ungeachtet immer
wieder auftretender Konfrontationen zwischen Behor-
denvertretern und unabhingigen NGOs und trotz Ver-
suchen, auf diese NGOs Druck auszuiiben und gegen sie
Medienkampagnen zu fahren — stabil geblieben.

2014 erfolgte eine drastische Verschlechterung der
rechtlichen Lage von unabhingigen NGOs, die sich mit
Wahlbeobachtung befassen. Durch das Féderale Gesetz
Nr. 355-FZ vom 24. November wurden in der Wahlge-
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setzgebung Anderungen vorgenommen, denen zufolge
nicht nur auslindische Staatsangehérige und Staaten-
lose, sondern nun auch auslindische Organisationen,
internationale Organisationen und Bewegungen sowie
russische NGOs, die die Funktion eines »auslindischen
Agentenc ausiiben, »nicht berechtigt [sind], eine Titig-
keit auszuiiben, die die Nominierung von Kandidaten
oder Kandidatenlisten, eine Wahl [...] beférdern oder
behindern oder sich in anderer Form an einer Wahl oder
einem Referendum beteiligen«.

Gleichzeitig ergingen Verbote fiir Spenden an poli-
tische Parteien und an Wahlkampffonds von Parteien
und Kandidaten durch nichtkommerzielle Organisa-
tionen, die die Funktion eines »auslindischen Agentenc
ausiiben. Verboten wurden dariiber hinaus Vertrags-
abschliisse zwischen politischen Parteien und NGOs,
die die Funktion eines »auslindischen Agenten« aus-
iiben, oder NGOs, die binnen Jahresfrist vor Vertrags-
abschluss Geldmittel oder andere Vermégenswerte von
auslindischen Staaten oder internationalen Organisa-
tionen erhalten hatten; bei Verstéflen gegen diese Ver-
bote drohen empfindliche Geldstrafen.

Im Februar 2016 erfolgte der nichste Schritt zur
Beschrinkung von Wahlbeobachtung. Durch das Fode-
rale Gesetz Nr. 29-FZ vom 15. Februar 2016 wurde die
Zahl der Wahlbeobachter, die pro Wahlsubjekt (Partet,
Kandidat) in eine Wahlkommission entsandt werden
kénnen, auf zwei und die Zahl der Ersetzungen eines
Wahlkommissionsmitgliedes mit beratender Stimme auf
fiinf Mal begrenzt. Gleichzeitig wurde die Vorschrift
eingefiihrt, dass eine Liste der entsandten Beobach-
ter spitestens drei Tage vor dem Wahltag vorzulegen
ist. Eine Person kann nur in eine Wahlkommission
als Wahlbeobachter entsandt werden. Somit wird im
Voraus bekannt sein, welche Wahllokale am Wahltag
ohne Beobachter sein werden; auf die einzelnen poten-
ziellen Wahlbeobachter wiederum kann Druck ausge-
iibt werden. Dariiber hinaus verbietet das genannte
Gesetz praktisch die Methode der sogenannten »mobilen
Wahlbeobachtung, bei der Beobachterteams (u. a. mit
Berufsjuristen) am Wahltag in die »schwierigsten« Wahl-
lokale fahren. Einen gewissen Ausgleich stellt die Fest-
schreibung des Rechts der Wahlbeobachter dar, Foto-
und / oder Videoaufnahmen machen zu diirfen (von
einem Standort aus, der vom Wahlvorsteher im Wahl-
lokal festgelegt wird). Es wurde festgelegt, dass Wahlbe-
obachter des Wahllokals verwiesen werden, wenn eine
Gesetzesiibertretung durch sie gerichtlich festgestellt
wurde.

Des Weiteren wurden praktisch die Méglichkeiten
fiir Vertreter unabhingiger NGOs beseitigt, als Medi-
enkorrespondenten in den Wahllokalen titig zu sein.
Gleichzeitig wurden auch fiir Journalisten die Mog-

lichkeiten generell beschnitten. Durch das Féderale
Gesetz Nr. 66-FZ vom 9. Mirz 2016 ist die Anwesen-
heit im Wahllokal am Wahltag nur jenen Medienver-
tretern erlaubt, die nicht weniger als zwei Monate vor
Beginn der Wahlkampagne einen Arbeits- oder einen
ein Entgelt vorsehenden zivilrechtlichen Vertrag abge-
schlossen haben. Antrige auf Akkreditierung wie auch
auf Entsendung von Wahlbeobachtern miissen spites-
tens drei Tage vor dem Wahltag eingereicht werden.
Internet-Ausgaben werden als eigene Medienart gefiihre.
Gleichzeitig wurden Geldstrafen fiir Wahlbeobachter
eingefiihrt, wenn diese »die Arbeitsweise der Wahlkom-
mission stéren, oder Hindernisse fiir die Teilnahme
von Wihlern oder Referendumsteilnehmer schaffen,
sofern diese Handlungen niche strafrechtlich relevant
sind«; die Strafen betragen fiir einfache Biirger zwischen
2.000 und 5.000 Rubel und fiir Amtspersonen zwischen
20.000 und 50.000 Rubel.

Es sei darauf hingewiesen, dass sich hier eine recht-
liche Kollision zwischen der Ernennung der Wahlbe-
obachter und der Akkreditierung von Journalisten drei
Tage vor den Wahlen sowie dem Paragraphen 14 des
Foderalen Gesetzes »Uber die Wahl der Abgeordneten
der Staatsdumac ergibt. Dieser Artikel besagt, dass von
der Territorialen Wahlkommission in Absprache mit der
Regionalen Wahlkommission des Foderationssubjektes
in schwer zuginglichen oder entlegenen Gegenden, auf
Schiffen, auf Militdrstiitzpunkten, die gesondert oder
von Ortschaften entfernt liegen, (hier auf Antrag der
Stittzpunktkommandanten) und an zeitweiligen Auf-
enthaltsorten von Wihlern (Krankenhiuser, Sanato-
rien, Erholungsheime, Bahnhéfe, Flughifen usw.) »in
Ausnahmefillen« Wahllokale spitestens drei Tage vor
dem Wahltag gebildet werden kénnen. Dadurch ist hier
im Voraus weder eine Akkreditierung von Beobachtern
noch eine von Journalisten moglich; diese Wahllokale
bleiben somit vollig jenseits einer Kontrolle.

Die neue Zentrale Wahlkommission

Es wurde versucht, das skandaldse Vorgehen, das in
der Vergangenheit die Korrektheit der bevorstehenden
Wahlen und die Spielregeln als solche diskreditiert hat,
durch eine Imageverbesserung der Zentralen Wahlkom-
mission (ZIK) zu kompensieren; das kam bis zu einem
gewissen Grade einer »politischen Anisthesie« gleich.
Zu beachten ist allerdings, dass die ZIK lediglich die
geltenden Gesetze umsetzt und nicht selbst die Spiel-
regeln bestimmt.

Wladimir Tschurow, der notorische Vorsitzende der
Zentralen Wahlkommission, wurde von der Menschen-
rechtsbeauftragten Russlands, Ella Pamfilowa, abge-
16st, die am 28. Mirz 2016 offiziell zur neuen Vorsit-
zenden der ZIK gewihlt wurde. Dariiber hinaus waren
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von den 15 Mitgliedern der neuen ZIK nur 6 auch frii-
her schon Mitglied.

Allerdings wird die neue ZIK 2016 auf die regiona-
len Wahlkommissionen nur sehr begrenzt Einfluss aus-
iiben kénnen, da die meisten regionalen Kommissionen
nicht vor den Dumawahlen neu besetzt werden. Voraus-
sichtlich werden nur acht regionale Wahlkommissionen
vor den Wahlen neu gebildet.

2016: Der Start und die Folgen

Vor diesem Hintergrund hat der Wahlkampf prak-
tisch begonnen — mit breitangelegten Vorwahlen (russ.:
»prajmeris«; juristisch: »innerparteiliche Vorwahlen«)
von »Einiges Russland«, die am 22. Mai 2016 stattfan-
den. Diese erinnerten heuer weitestgehend an gewdhnli-
che Wahlen: mit Wahllokalen (rund ein Fiinftel so viele
wie bei gewdhnlichen Wahlen), in denen jeder Interes-
sierte, der dann am Eingang per Hand in die Liste ein-
getragen wurde, abstimmen konnte. Auch die Skandale
bei den Vorwahlen erinnerten weitestgehend an jene
bei gewohnlichen Wahlen: es wurde einer Reihe star-
ker, aber der jeweiligen Regionalregierung nicht geneh-
mer Kandidaten die Registrierung entzogen, es wurden
Wihler herangekarre, Wihler praktisch gekauft, auf
offentliche Angestellte Druck ausgeiibt (zur Abstim-
mung zu gehen), zusitzliche Stimmzettel eingeworfen,
Protokolle umgeschrieben etc.

Fazit: Institutionelle Besonderheiten mit
gewissen politischen Folgen

Zum einen erhdht allein das verinderte Wahlsystem, die
Wiederherstellung der Mehrheitskomponente unweiger-
lich die politische Unabhingigkeit der Abgeordneten,
die sich nicht nur an der Meinung der Partei- und Staats-
biirokratie werden orientieren miissen, sondern auch an
der ihrer Wihler und der regionalen und lokalen Eli-
ten, von denen sie als Kandidaten unterstiitzt wurden.

Uber den Autor

Zweitens wird sich der Einfluss der Regionalregie-
rungen auf die Arbeit der Staatsduma erhéhen: Der ver-
ringerte Anteil an Listenmandaten wird den Einfluss
der »Parteivertikalen« auf die Regionen schmilern und
gleichzeitig werden die regionalen Regierungen »admi-
nistrative Ressourcen«in den Hinden haben, mit denen
sie die Registrierung der Kandidaten in den Direktwahl-
kreisen kontrollieren kénnen.

Als Drittes besteht ein gewisses Risiko, dass die
Wahlergebnisse in der Offentlichkeit delegitimiert
werden. Die 6ffentliche Meinung kénnte die mit aller
Wahrscheinlichkeit erfolgende Verkiindung einer tota-
len Dominanz der Abgeordneten der Partei »Einiges
Russland« nicht akzeptieren, falls deren Ergebnisse bei
den Kandidatenlisten erheblich zuriickgehen. Mit gro-
Ber Wahrscheinlichkeit wird die Gesellschaft solche
Ergebnisse als ungerecht empfinden, wofiir zusitzliche
Voraussetzungen geschaffen wurden. Die Griinde kénn-
ten nimlich in einer wahrscheinlich geringeren Wahl-
beteiligung aufgrund des geinderten Wahldatums und
in der durch die jiingsten Gesetzesinderungen bewirk-
ten Beschneidung der Wahlbeobachtung (insbesondere
einer unabhingigen) liegen. Die Reaktion der gesell-
schaftlichen Meinung diirfte hier klar sein: Wenn die
Rechte von Wahlbeobachtern beschnitten werden, dann
geschieht das nicht einfach so, dann soll da etwas ver-
heimlicht werden. Auch die skandalésen Methoden zur
Erhshung der Wahlbeteiligung (massenhafte Stimmab-
gabe auflerhalb des Wahllokals oder mit Wahlschein)
kénnten die Situation verschirfen. Gleiches gilt fiir die
Nichtzulassung einer Reihe von Parteien und Kandi-
daten, die im Sinne eines realen Wettbewerbs bei den
Wahlen symbolhaft wiren. Dann kénnte selbst das
personliche Ansehen der neuen Leitung der Zentra-
len Wahlkommission nichts mehr an der Lage dndern.

Ubersetzung aus dem Russischen: Hartmut Schroder

Alexandr Kynew ist Dozent an der Abteilung fiir Politikwissenschaft der Higher School of Economics Moskau. Er lei-
tet die Expertengruppe zum Wahlmonitoring des »Komitees biirgerlicher Initiativen« (KGI; Kudrin-Stiftung).
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ANALYSE

Gesetzliche Hindernisse fiir politischen Wettbewerb bei den Wahlen zur

Staatsduma 2016
Arkadij Ljubarew, Moskau

Zusammenfassung

Eines der Wesensmerkmale von Wahlen in Russland sind gesetzliche Hindernisse, die den politischen Wett
bewerb beschrinken. In den letzten Jahren hat die Menge dieser Hindernisse weiter zugenommen. Dies
betrifft den Einfluss der Exekutive auf die Wahlkommissionen, die Gesetzesbestimmungen beziiglich der
Registrierung der Kandidatenlisten der Parteien und der Direktwahlkandidaten, die Beschrinkung des pas-
siven Wahlrechts und schliefSlich die ungleichen Bedingungen fiir den Wahlkampf — alles zugunsten der

»Partei der Macht«.

Politische Abhingigkeit der
Wahlkommissionen

Eine wesentliche Beschrinkung des politischen Wett-
bewerbs bei den Wahlen zur Staatsduma 2016 resultiert
aus der politischen Abhingigkeit der Wahlkommissio-
nen von der »Partei der Macht«. Das vom Gesetz vor-
gegebene Verfahren zur Bildung der Wahlverwaltung,
also der Wahlkommissionen, erméglicht keine Unab-
hingigkeit von der Exekutive, keine Unvoreingenom-
menheit oder politische Neutralitit dieser Kérperschaf-
ten. Die Hilfte der Mitglieder der Wahlkommissionen
der Féderationssubjekte wird von den Regierungs-
chefs der jeweiligen Region ernannt. Und auch auf die
Besetzung der verbleibenden Hilfte durch das Regio-
nalparlament hat die Exekutive erheblichen Einfluss.
Die Wahlkommissionen der Féderationssubjekte wie-
derum bestimmen die Zusammensetzung der nachge-
ordneten Wahlkommissionen.

Das Gesetz schreibt vor, dass nur mindestens die
Hilfte der Mitglieder einer Wahlkommission durch
Vertreter politischer Parteien gestellt werden muss,
und dies nur durch Vertreter der in den entsprechen-
den Parlamenten vertretenen Parteien. In der Realitit
ist es durch eine Reihe anderer gesetzlicher Beschrin-
kungen meist so, dass Vertreter der Parteien weniger
als die Hilfte der Kommissionsmitglieder ausmachen,
wobei eins davon Vertreter der »Partei der Macht« ist.
Die andere Hilfte der Mitglieder oder sogar die Mehr-
heit wird von den Behérden nach eigenem Gutdiinken
ernannt. Somit bestehen die Kommissionen im Allge-
meinen mehrheitlich aus Mitgliedern, die der Regierung
vollkommen hérig sind. Insofern ist es nicht verwun-
derlich, dass die Wahlkommissionen oft Entscheidun-
gen zugunsten der »Partei der Macht« treffen. Zu Hilfe
kommen dabei die ungenauen oder schlichtweg dis-
kriminierenden Vorschriften des Wahlrechts. Dies ist
deutlichan den Gesetzesbestimmungen zu erkennen,
die die Nominierung und Registrierung der Kandi-
daten regeln.

Registrierung der Kandidaten: die
Unterschriftenhiirde

Die Wahlen zur Staatsduma werden erneut nach einem
gemischten Wahlsystem durchgefiihrt. Daher ist ein
Vergleich mit der vorherigen Gesetzeslage nicht ein-
fach:Wihrend die Nominierung und Registrierung der
Kandidatenlisten der Parteien am besten mit der Rechts-
lage bei den letzten Dumawahlen 2011 zu vergleichen
ist, miissen hinsichtlich der Nominierung und Regis-
trierung der Kandidaten in den Direktwahlkreisenfiir
einen Vergleich die Vorschriften herangezogen werden,
die bei den letzten Wahlen nach dem gemischten System,
also 2003 galten. Dabei ist jedoch auch die Gesetzge-
bung und die Praxis bei den Regionalwahlen zu beriick-
sichtigen, bei denen all diese Jahre das gemischte Sys-
tem angewendet wurde.

Fiir die Registrierung der Kandidatenlisten sind die
Gesetzesinderungen der letzten fiinf Jahre eher positiv
gewesen. 2011 waren nur die vier Parlamentsparteien
von der Unterschriftensammlung befreit. Die iibrigen
Parteien mussten die Unterschriften von 150.000 Wahl-
berechtigten sammeln. Das waren seinerzeit iibrigens
nur drei Parteien, und die haben diese Hiirde iiberwun-
den. Letztlich haben alle sieben Parteien an den Wah-
len teilgenommen.

Gegenwirtig sind 75 Parteien zur Teilnahme an den
Woahlen berechtigt. Von der Unterschriftensammlung
befreit sind 14 Parteien, nimlich alle Parteien, die mit
einer Kandidatenliste in wenigstens ein Regionalparla-
ment eingezogen waren. Alle anderen Parteien haben
nun 200.000 Unterschriften zu sammeln; das ist zwar
mehr als bei den letzten Dumawahlen, aber noch kein
grundlegender Unterschied (200.000 Unterstiitzerun-
terschriften. entsprechen weniger als 0,2 Prozent der
Wahlberechtigten in der Russischen Féderation). Ins-
gesamt habe ich keine Zweifel, dass die Konkurrenz der
Kandidatenlisten durchaus hinreichend grof§ sein wird.

Anders stellt sich die Situation in den Direktwahl-
kreisen dar. Dort sind die Kandidaten der 14 erwihn-
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ten Parteien zwar auch von einer Unterschriftensamm-

lung befreit, doch fehlt den meisten eine ausreichende

Zahl populirer Kandidaten. Zudem scheuen die meis-

ten dieser Parteien davor zuriick, in den Direktwahl-

kreisen echte Kandidaten aufzustellen, um den Kreml
nicht zu reizen.

Doch selbst fiir einen populiren Parteikandidaten
ist es gewdhnlich schwer, gegen den Kandidaten von
»Einiges Russland«anzutreten, der durchadministrative
Ressourcen unterstiitzt wird. Fiir einen Sieg in einem
Direktwahlkreis wird die Unterstiitzung, wenn nicht der
Hilfte, so doch von 35-40 Prozent der Wihler benétigt.
Und fiir eine solche Unterstiitzung ist die Zugehorig-
keit eines Kandidaten zu einer Oppositionspartei kein
Vorteil, sondern ein Nachteil. Die Erfahrung bei den
Regionalwahlen zeigt, dass den Kandidaten der »Partei
der Macht« am erfolgreichsten Kandidaten entgegen-
treten kdnnen, die sich selbstindig nominiert haben,
nimlich Mitglieder der regionalen Eliten, die aus die-
sem oder jenem Grund mit der Regionalregierung in
Konflikt geraten sind. Diese werden bisweilen, so zeigt
es die Praxis der Gouverneurswahlen, auch von einigen
kleineren Parteien nominiert, die nicht von der Unter-
schriftensammlung befreit sind.

Fiir die selbstnominierten Kandidaten und Kandi-
daten der meisten Parteien sind also die Bedingungen
fiir eine Registrierung bis zum Aufersten erschwert wor-
den. Das wird insbesonderedurch einen Vergleich mit
den Vorschriften im Jahr 2003 deutlich.

1. Damals konnte man sich nicht nur iiber eine Unter-
schriftensammlung registrieren, sondern auch gegen
eine Biirgschaft.

2. Es waren damals Unterschriften von einem Pro-
zent der im Wahlkreis Wahlberechtigten erforder-
lich, jetzt sind es 3 Prozent. Ein Direktwahlkreis
umfasst im Schnitt rund 500.000 Wahlberechtigte,
also miissen etwa 15.000 Unterschriften gesammelt
werden.

3. DieBedingungen fiir die Unterschriftensammlung
wurden erschwert. Friiher, als die Wahlen noch im
Dezember stattfanden, wurden die Unterschriften
im September und Oktober gesammelt. Jetzt fillt
die Unterschriftensammlung auf die Monate Juni
und Juli, also in eine Zeit, in der viele Wahlberech-
tigte im Urlaub oder auf der Datscha sind. Wegen
der verschirften Gesetze zu 6ffentlichen Versamm-
lungen ist auch die Unterschriftensammlung auf
der Strafle schwieriger geworden, die Sammlung
an der Wohnungstiir wird durch die vielen Schls-
ser an den Eingangstiiren zu den Treppenhiusern
erschwert.

4. Eine zusitzliche Biirde stellt die Vorschrift dar, dass
die Angaben zu den Unterschriftensammlern und

deren Unterschriften notariell beglaubigt werden

miissen.

5. Die noch im Jahr 2003 zulissige Menge von 25 Pro-
zent fehlerhafter Unterschriften ist bei den landes-
weiten Wahlen auf 5 Prozent reduziert worden.

In der Praxis ist es so, dass die Aussortierung fehlerhaf-
ter Unterschriften meist von Experten aus den Polizei-
und Justizbehdrden vorgenommen wird, und von denen
wird keine wirkliche Begriindung ihrer Entscheidung
verlangt. Nicht selten werden Unterschriften aufgrund
der Melderegister der Innenbehérden als fehlerhaft aus-
sortiert, die selbst Fehler enthalten. Und fiir die Gerichte
sind selbst Aussagen von Wahlberechtigten, dass sie tat-
sichlich ihre Unterschrift geleistet haben, kein {iberzeu-
gendes Argument.

Die Erfahrung bei Regional- und Kommunalwahlen
in der Russischen Foderation lisst den Schluss zu, dass
das System der Registrierung der Kandidaten und Kan-
didatenlisten aufgrund von Unterstiitzerunterschriften
auf eine Art vorangetrieben wurde, die dem deklarier-
ten Zweck diametral zuwiderliuft.Es kann dazu die-
nen, unbedeutende Kandidaten zu registrieren, wih-
rend ernstzunehmende Kandidaten »ausgesiebt« werden.

Bei den Wahlen zu den Regionalparlamenten
2014 zum Beispiel wurden 67 Prozent der Kandida-
ten, die Unterschriften zu sammeln hatten, nicht regis-
triert; 2015 waren es 73 Prozent. Unter denen, die den
Registrierungsfilter nicht iiberwinden konnten, waren
viele bekannte Politiker, Vertreter der Zivilgesellschaft
sowie ehemalige oder aktuelle Abgeordnete. Die meis-
ten der registrierten Kandidatenerzielten hingegen bei
den Wahlen schwache Ergebnisse. Bei den Wahlen zur
Moskauer Stadtduma 2014 erhielten 67 Prozent der
Kandidaten, die aufgrund von Unterstiitzerunterschrif-
ten registriert worden waren, weniger Stimmen, als sie
Unterschriften beigebracht hatten. Bei den Wahlen zu
den Regionalparlamenten 2015 erhielten 55 Prozent der
aufgrund von Unterschriften registrierten Kandidaten-
listen weniger Stimmen als zuvor Unterschriften ange-
rechnet worden waren.

Im Gebiet Kostroma ergab sich ein paradoxes Bild :
Je weniger Unterschriften fiir eine Partei von der Wahl-
kommission als fehlerhaft aussortiert wurden, desto
schlechter war dann das Wahlergebnis fiir die Partei.

Weitere Hiirden fiir eine Registrierung

Auch iiber die als fehlerhaft aussortierten Unterschrif-
ten hinaus gibt es Hindernisse fiir die Registrierung;
diese betreffen auch die Parteien, die keine Unterschrif-
ten sammeln miissen. Zur Registrierung muss eine
riesige Menge Unterlagen eingereicht werden, deren
Umfang immer grofler wird. So sind seit 2013 zusitz-
lich vorzulegen:
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a. Angaben zu auslindischem Immobilienbesitz des
Kandidaten, seiner Ehepartnerin oder ihres Ehe-
partners oder minderjihriger Nachkommen,
sowie iiber auslindische Verbindlichkeiten mit
Vermégenscharakeer;

b. Angaben iiber die Ausgaben des Kandidaten, seiner
Ehepartnerin oder ihres Ehepartners oder minder-
jahriger Nachkommen im Zusammenhang mit dem
Erwerb eines Grundstiicks, eines anderen Immobi-
lienobjektes, von Wertpapieren u.i., die in den ver-
gangenen drei Jahren getitigt wurden (falls die Kauf-
summe das Gesamteinkommen von Kandidat und
Ehepartner in den letzten drei Jahren vor dem Kauf
iibersteigt)und iiber die Herkunft der beim Kaufein-
gesetzten Geldmittel.

Eine Nichtvorlage dieser Unterlagen zieht eine Verwei-
gerung der Registrierung nach sich. Dariiber hinaus
sieht die Praxis so aus, dass Unterlagen, die die Wahl-
kommission als falsch abgefasst erkennt, als nicht vor-
gelegte Unterlagen gelten und die Registrierung des-
halb verweigert wird.

Bereits 2006 wurde den Parteien verboten, Mitglie-
der anderer Parteien auf der Kandidatenliste zu nomi-
nieren. In der Praxis entstehen jedoch Konflikte, wenn
der Kandidat meint, er sei aus einer Partei ausgetreten,
diese aber behauptet, der Austritt sei nicht formal voll-
zogen worden. Hier sind »doppelte Standards« feststell-
bar: Wegen solcher Konflikte ist mehrfach die Regis-
trierung oppositioneller Kandidaten annulliert worden.
2015 allerdings stellte sich heraus, dass Sergej Jeroscht-
schenko, der Kandidat von »Einiges Russland, for-
mal nicht seinen Austritt aus der Partei »Rechte Sache«
erkldrt hatte. Diese Information hatte allerdings keine
Folgen fiir Jeroschtschenko.

Beschrinkungen des passiven Wahlrechts

In den letzten Jahren ist zudem eine Reihe von Beschrin-
kungen des passiven Wahlrechts eingefiihrt worden.
2006 betrafen diese Beschrinkungen jene, die eine aus-
lindische Staatsbiirgerschaft haben oder auch nur einen
Aufenthaltstitel in einem anderen Staat. Opfer dieser
Regelungen wurden insbesondere Wladimir Bukow-
skij, ein bekannter sowjetischer Dissident, und Wla-
dimir Kara-Mursad. J., eine der Fithrungsfiguren der
Partei »Parnas«.

2012 verloren Biirger, die zu irgendeinem Zeitpunkt
wegen einer schweren Straftat zu Freiheitsentzug verur-
teilt wurden, lebenslang ihr passives Wahlrecht. Aller-
dings befand das Verfassungsgericht einen lebenslangen
Entzug des passiven Wahlrechts bald fiir unzulissig. In
der neuen Fassung gilt der Entzug fiir 10 Jahre ab Til-
gung oder Erléschen der Vorstrafe. Zu denen, fiir die
dieses Verbot gilt, gehoren Michail Chodorkowskij und

Alexej Nawalnyj. Dabei wird nach dem russischen Straf-
recht eine Straftat allein aufgrund der dafiir im Straf-
gesetzbuch vorgesehenen Hochststrafe als schwer ein-
gestuft. Dadurch gilt Alexej Nawalnyj als wegen einer
schweren Straftat zu Freiheitsentzug verurteilt, obwohl
die Schwere seiner Tat offiziell nur zu einer Bewihrungs-
strafe reichte. Wie rechtmifig das Urteil gegen ihn ist,
hat bereits das StrafSburger Gericht festgestellt.

Ungleicher Wahlkampf

Fiir den Wahlkampf enthilt das russische Wahlrecht
viele Bestimmungen, die gewihrleisten sollen, dass die
Beteiligten ihre Programme an den Wihler bringen kdn-
nen. Hierzu gehort kostenlose Sendezeit und kosten-
lose Zeitungsspalten fiir Wahlwerbung, Bereitstellung
von Orten zur Platzierung von Wahlkampfmaterialien
und die Vorgabe, dass bei der Bereitstellung von Rium-
lichkeiten in staatlichem oder kommunalen Besitz fiir
Wahlkampfveranstaltungen gleiche Bedingungen herr-
schen sollen. Der Umstand allerdings, dass viele Vor-
schriften unausgereift sind und eine Reihe von Liicken
bestehen, erméglicht es der Exekutive (mit Hilfe gehor-
samer Wahlkommissionen), fiir die »Partei der Macht«
und deren Favoriten betrichtliche Vorteile zu schaffen.

So reichen zum Beispiel die Sendezeit, die Zei-
tungsspalten und die Orte fiir Wahlwerbung gewshn-
lich nicht aus, wenn es viele Wahlbeteiligte gibt, und
besonders, wenn Wahlen mehrerer Ebenen zusammen-
fallen. Auflerdem wird die kostenlose Sendezeit lingst
nicht immer zur Prime-Time bereitgestellt. Angemerkt
sei auch, dass es im Fernsehwahlkampf (bei kostenloser
wie bei gekaufter Sendezeit) verboten ist, einen Oppo-
nenten zu kritisieren.

Gleichzeitig dominiert in den Medien die indirekte
Wahlwerbung fiir die »Partei der Macht, fiir gewdhn-
lich in Form einer Berichterstattung iiber die Titigkeit
von Kandidaten, die Amter bekleiden oder Abgeord-
nete sind. Die Wahlkommissionen, die von der Exe-
kutive abhingig sind, betrachten eine solche Wahlwer-
bung nichtals Gesetzesverstof8. Im Gegenteil: Versuche
einer dhnlichen Werbung durch die Opposition werden
gewdhnlich unterbunden. Hierdurch werden in erheb-
lichem Mafe ungleiche Bedingungen fiir den Wahl-
kampf geschaffen.

Verstirkt wird dies durch die Methode, »Zugpferde«
einzusetzen, wenn nimlich auf die Liste von »Einiges
Russland« in grofler Zahl Gouverneure, Biirgermeister
und Minister gesetzt werden, die von Anfang an keine
Abgeordneten werden wollen und nach den Wahlen das
Mandat ablehnen. Thre Prisenz auf der Kandidatenliste
ermdglicht aber Wahlwerbung in Form einer Bericht-
erstattung iiber ihre Titigkeit. Bereits im Jahr 2005
sind alle Hindernisse fiir den Einsatz dieser Methode
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aus dem Gesetz gestrichen worden, unter anderem die
Auflage, dass die betreffenden Personen einen »Urlaub
fiir den Wahlkampf« zu nehmen haben.

Dariiber hinaus enthilt die Gesetzgebung eine Reihe
von Bestimmungen, die es den Wahlkommissionen und
den Polizei- und Justizbehsrden erméglichen, den Wahl-
kampf der Opposition zu behindern. So nimmt die Poli-
zei oder der FSB auf Hinweis der Wahlkommissionen
oder sogar ohne derlei Hinweise des Ofteren bei Parteien
oder Kandidaten Wahlkampfmaterialien in Beschlag —

Uber den Autor:

wegen Uberpriifung auf extremistische Inhalte oder
anderer Vorwinde. Als Extremismus kann dabei bereits
eine Kritik an der Regierung eingestuft werden. Beson-
dere Erwihnung verdient das repressive Versammlungs-
recht, dass 6ffentliche Wahlkampfveranstaltungen der
Opposition erheblich erschwert.

Somit erfiillen Wahlen in Russland, selbst wenn
sie als frei und nicht gefilscht bewertet werden sollten,
gewdhnlich nicht die Kriterien fairer Wahlen.

Ubersetzung aus dem Russischen: Hartmut Schroder

Arkadij Ljubarew ist Doktor der Rechtswissenschaften und Mitglied des Rates der Bewegung fiir Wihlerrechte »Golos«.

UMFRAGE

Die Dumawahlen in Umfragen

Grafik 1: Wissen Sie oder haben Sie davon gehort, dass im September die Wahlen zur Staats-
duma stattfinden oder horen Sie zum ersten Mal davon?

B Ich weil3 davon
48%

O Schwer zu beantworten
0%

@ Ich habe davon gehort

y .
E : 24%

O Ich hére zum ersten Mal
davon
28%

Quelle: Umfragen des FOM vom 14.—15. Mai 2016, <http://fom.ru/Politika/12666>, 23. Mai 2016

Grafik 2: Wie stehen Sie zu der Idee Vorwahlen durchzufiihren?

O Eher negativ
15%

B Eher positiv
33%

0O Das ist mir egal
N 44%

O Schwer zu beantworten
8%

Quelle: Umfragen des WZIOM vom 14.-15. Mai 2016, <http://wciom.ru/index.php?id=2368&uid=115692>, 23. Mai 2016
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Grafik 3: Welche der folgenden Aussagen spiegelt Ihre Wahlabsicht fiir die anstehenden Duma-

wahlen am ehesten wider?

Mai 2016
Apr 2016
Mrz 2016
Feb 2016
Jan 2016
Aug 2011
Aug 2007
Aug 2003
Aug 1999
Aug 1995
0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%
B Ich bin sicher, dass ich nicht an den Wahlen der Staatsduma teilnehmen werde
m Ich zweifele, ob ich wahlen werde
Olch weiB nicht, ob ich wahlen werde oder nicht
0 Schwer zu beantworten
B Wahrscheinlich werde ich wéhlen
B Ich bin absolut sicher, dass ich wahlen werde

Quelle: Umfragen des Lewada-Zentrums vom 27.—30. Mai 2016, <http://www.levada.ru/2016/06/06/elektoralnye-rejtingi-partij/>,
6. Juni 2016

Tabelle 1: 'Wenn nichsten Sonntag Dumawahlen wiren, wiirden Sie wihlen und wenn ja, fiir
welche Partei wiirden Sie stimmen?

Januar 2016 | Februar 2016 | Mirz 2016 April 2016 Mai 2016
Einiges Russland (D. Medvedev) 39% 40% 40% 42% 35%
KPER (G. Sjuganow) 10% 10% 13% 10% 14%
LDPR (W. Shirinowskij) 5% 6% 6% 7% 9%
Gerechtes Russland (S. Mironow) 3% 3% 3% 3% 2%
Fortschrittspartei (A. Nawalnyj) 1% 1% 1% <1% 1%
Kommunisten Russlands - - <1% 1% 1%
(M. Surajkin)
Biirgerkraft (O. Sidorow) = - = - 1%
Patrioten Russlands (G. Semigin) <1% <1% <1% <1% <1%
Biirgerplattform (R. 1% <1% 1% 1% <1%
Schajchutdinow)
Heimat (A. Shurawljow) <1% 1% 1% 1% <1%
Jabloko (E. Slabunowa) <1% <1% <1% <1% <1%
Griine Allianz — Volkspartei <1% <1% <1% 1% -
(A. Sakondyrin)
Parnas (M. Kasjanow) <1% <1% <1% <1% <1%
Partei des Wachstums (B. Titow) - - <1% <1% <1%

Forssetzung auf der niichsten Seite
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Tabelle 1: Wenn nichsten Sonntag Dumawahlen wiren, wiirden Sie wihlen und wenn ja, fiir
welche Partei wiirden Sie stimmen? (Fortsetzung)

Januar 2016 | Februar 2016 | Mirz 2016 April 2016 Mai 2016
Russische Partei der Rentner fiir - - - - <1%
Gerechtigkeit (E. Artjuch)
Russische C)kologische Partei - - - - <1%
»Die Griinen« (A. Panfilow)
Andere 1% <1% <1% <1% <1%
Wiirde den Wahlzettel ungiiltig - 1% 1% 2% 1%
mach oder beseitigen
Wiirde nicht teilnehmen 19% - - - -
Weifd nicht, fiir welche Partei ich - 10 % 11% 8% 11%
stimmen sollte
Ich wiirde nicht abstimmen - 16 % 12% 10% 12%
Ich weifS nicht, ob ich abstimmen - 11% 10% 12% 12%
wiirde oder nicht

Quelle: Umfragen des Lewada-Zentrums vom 27.—30. Mai 2016, <http://www.levada.ru/2016/06/06/elektoralnye-rejtingi-partij/>,

6. Juni 2016

Grafik 4: Welche Partei stellt Ihrer Meinung nach eine reale politische Kraft dar und welche
Partei stellt eine Marionetten-Partei dar, die aus dem Kreml heraus gelenkt wird?
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Quelle: Umfragen des Lewada-Zentrums vom 25.—28. Mirz 2016, vom 12.-15. Februar 2016 und vom 27.-30 Mai 2016, <http://
www.levada.ru/2016/06/24/obraz-partij/>, 27. Juni 2016
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Wahlklima — Einschitzung der sozialen und gesellschaftlichen Situation

Grafik 5: Wie zufrieden oder unzufrieden sind Sie mit Ihrer Position in der Gesellschaft?
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Quelle: Umfragen des WZIOM, <http://wciom.ru/index.php?id=2368&uid=115713>, 2. Juni 2016

Grafik 6;: Fiihlen Sie sich in unserer Gesellschaft frei?
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Quelle: Umfragen des WZIOM, <http://wciom.ru/index.php?id=2368&uid=115713>, 2. Juni 2016
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Grafik 7: Inwiefern sind Sie mit Ihren Einkiinften zufrieden?
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Quelle: Umfragen des WZIOM, <http://wciom.ru/index.php?id=2368&uid=115713>, 2. Juni 2016

NOTIZEN AUS MOSKAU

Dumawahlen 2016

Jens Siegert, Moskau

igentlich hatte ich gar nicht vor, tiber die Duma-

wahlen im September zu schreiben. Denn erstens
ist das russische Parlament nicht wirklich wichtig. Es
ist nicht viel mehr als eine Biihne, auf der die Abge-
ordneten Stiicke nach dem Drehbuch der Prisidenten-
administration zur Auffithrung bringen. Alle (wichti-
gen) Gesetze werden dort ausgedacht und vorbereitet.
Initiativen aus der Duma selbst haben nur selten eine
Chance, tatsichlich Gesetz zu werden. So oder so miis-
sen sie zuvor im Kreml gut geheiflen werden.

Zweitens sind Wahlen in Russland schon lange
keine Ereignisse mit ungewissem Ausgang mehr. Der
Kreml stellt ohnehin sicher, dass seine Partei, »Einiges
Russland«, eine komfortable Mehrheit in der Duma
bekommt. Das ist ein wenig so wie mit dem englischen
Spruch iiber die deutsche Fuflballnationalmannschaft,
die, wie immer auch das Turnier laufe, am Ende immer
gewinne. Ins russische Parlament wird der Kreml noch

zwei oder vielleicht auch alle drei der schon jetzt dort

vertretenen Parteien lassen. Sie alle unterstiitzen Putins

politischen Kurs, haben siegestrunken fiir den Anschluss

der Krim an Russland gestimmt und sind iiberhaupt

froh, ein warmes Plitzchen im Parlament zu haben. Viel-
leicht sehen die Regisseure ein wenig Spannung vor,
bevor klar wird, dass es die liberale Partei »Jabloko«

erneut nicht iiber die Fiinfprozenthiirde schafft. Dahin-
ter diirfen ein paar Parteien wie die schon etwas iltere

nationalistische »Rodina« oder eine neue, angeblich libe-
rale Partei mit dem programmatischen Namen »Wachs-
tumc (russisch: »rost«) auf ein oder maximal zwei Direkt-
mandate hoffen.

Drittens, und das ist der kiirzeste der drei Eingangs-
absitze dieser Notizen, sind Wahlen kaum noch fiir die
Legitimierung der Putinschen Herrschaft notwendig.
Als siegreicher Kriegsherr braucht Putin Akklamation,
keine Konkurrenz.
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Das war vor vier Jahren noch anders. Damals, im
Winter 2011/2012, I6sten die massiven Wahlfilschun-
gen bei den Dumawahlen bis dahin in Putins Russland
unbekannte Massenproteste aus, die sich zudem schnell
gegen Putin selbst und seine Riickkehr in den Kreml
wandten. Selbst nachdem Putin im Mirz 2012 die Prisi-
dentenwahlen gewonnen hatte, waren die Proteste nicht
vorbei. Erst mit der folgenden national-konservativen
Wende, direkten Repressionen gegen Demonstranten
(vor allem die sogenannten Bolotnja-Prozesse) und bis
heute mehr als 35 neuen repressiven Gesetzen konnte
der Protestgeist wieder zuriick in die Flasche gedringt
werden. Den Pfropfen auf die Flasche aber bildete die
Annexion der Krim mit dem nur halb verdeckten Krieg
gegen die Ukraine. Seither ist Putin Kriegsherr und
seine Legitimation hingt in den Augen einer groflen
Bevolkerungsmehrheit nicht an so etwas Profanem wie
Wahlen oder wirtschaftlichem Erfolg, sondern an sei-
nem »Verdienst«, Russland (gegen den Westen!) wieder
zur Grofimacht gemacht zu haben.

Warum also sollte man sich mit Wahlen beschifti-
gen, die nicht wirklich Wahlen und zudem Wahlen zu
einem Parlament sind, das nichts zu sagen hat? Die Ant-
wort ist einfach: Weil das oben gezeichnete Bild zwar
stimmyt, aber eben ein Bild ist, eine statische Abbildung
einer ganz bestimmten Situation. Es ist schon im glei-
chen Moment nicht mehr wahr, in dem es fertig ist. Das
Leben ist viel dynamischer. Denn der Ruhm des Kriegs-
herrn und Siegers im Ringen mit dem Westen beginnt
schon wieder zu verblassen. Das liegt vor allem daran,
weshalb das Ganze iiberhaupt angefangen hat: an der
sich nun schon viele Jahre hinziechenden, tiefgreifen-
den Wirtschaftskrise. Zwar erklirten erst vor wenigen
Wochen (nicht zum ersten Mal) beim Wirtschaftsforum
in St. Petersburg Vertreter der russischen Regierung viel-
stimmig, die Talsohle sei durchschritten und spitestens
zum Jahresende sei die Rezession vorbei. Doch schon die
nur wenig spiter veroffentlichten aktuellen Wirtschafts-
statistiken fiir den Mai dieses Jahres straften sie Liigen.
Die leichte Erholung vom Jahresanfang, auf die sie sich
bezogen, war ein Strohfeuer und ist bereits wieder vorbei.

Dass es ohne grundsitzliche Anderungen so schnell
(wenn iiberhaupt) nicht wieder aufwirts gehen werde,
sagen praktisch alle wichtigen russischen Wirtschaftsex-
perten (von denen nicht wenige in staatlichen Beratungs-
gremien sitzen) seit langem. Denn die Krise hat mehrere
Griinde: die strukturelle Abhingigkeit von Rohstoffex-
porten, der tief gefallenen Preise vor allem fiir OL, aber
auch viele andere Rohstoffe, und ein wenig auch die
westlichen Sanktionen. Welcher dieser Griinde auch
immer die Hauptrolle spielt, einig sind sich (fast) alle
Experten, dass der gegenwiirtige Konfrontationskurs mit
dem Westen und die (nach der Sowjetunion erneuten)

Konzentration der Wirtschaft auf den militirisch-indus-
triellen Komplex eine Losung der Wirtschaftsprobleme
erheblich erschwert, wenn nicht gar unméglich macht.

Zwar funktioniert die neu- oder besser: wiederent-
deckte Legitimations-Ressource »kleiner, siegreicher
Krieg« immer noch. Aber die Wirkung wird bereits
schwicher. Den Erfolg mit der Annexion der Krim zu
wiederholen, ist in der Ostukraine nicht gelungen. Das
militirische Eingreifen in Syrien hat ein paar kleinere
Etappensiege gezeitigt, aber letztlich ist Syrien zu weit
weg von den Herzen der russischen Wihler, um lange
und nachhaltig zu wirmen. Auch die Genugtuung, es
den Amerikanern wieder einmal zu zeigen (wie in guten
alten Sowjetzeiten), wird langsam schaler.

Als Folge ist der Kreml in eine Art Zwickmiihle gera-
ten. Um die Legitimation seiner Herrschaft im Inneren
auf notig hohen Niveau zu erhalten, bediirfte es ent-
weder wirtschaftlicher Erfolge oder aber neuer Erfolge
an der Kriegsfront. Die wirtschaftlichen Erfolge sind
umso unwahrscheinlicher, je grofier die Konfrontation
mit dem Westen ist. Und die Konfrontation diirfte sich
ohne wirtschaftliche Erholung nicht allzu lange durch-
halten lassen, ohne Arger im Inneren zu provozieren.
In dieser Situation bekommen Wahlen, selbst wenn es
Wahlen zu einem Parlament sind, dass zwar formal viel,
tatsichlich aber wenig zu sagen hat, wieder weit mehr
Bedeutung als viele (darunter auch ich) lange Zeit ange-
nommen haben.

Damit komme ich unmittelbar zu den Wahlen
und werde versuchen auf folgende Fragen einzugehen:
Warum finden sie schon im September und nicht mehr,
wie bisher, Anfang Dezember stact? Wer tritt an? Oder
besser: Wer darf antreten? Mit welchen Chancen? Und:
Welchen Einfluss, wenn iiberhaupt, wird das Ergebnis
auf die Politik des Kremls haben?

Eine wirklich iiberzeugende Begriindung fiir die
Verschiebung des Wahltermins von Anfang Dezem-
ber auf Mitte September hat niemand gegeben. Auch
daher diirften die Vermutungen von Oppositionellen
nicht ganz abwegig sein, der neue Termin, direkt nach
den in Russland traditionell langen Sommerferien solle
ihnen méglichst wenig Zeit fiir den Wahlkampf lassen
und die Wahlbeteiligung gering halten. Weniger Wihler
an der Urne niitzen erfahrungsgemif$ eher dem Kreml
und vielleicht noch den Kommunisten. Thre Wihler
sind im Schnitt ilter, drmer und ungebildeter. Und
disziplinierter.

In diesem Jahr hat der Sommertermin noch einen
weiteren Vorteil fiir den Kreml. Im Herbst steht die Ver-
abschiedung des nichsten Haushalts durch die Duma
an. Angesichts des groffen Lochs auf der Einnahmen-
seite wegen der Wirtschaftskrise diirfte das ein Schre-
ckenshaushalt werden, mit vielen und tiefen Einschnit-
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ten auch und besonders im sozialen Bereich. Wiren
die Wahlen wie friither erst im Dezember, wiren Aus-
wirkungen des Volkszorns auf das Ergebnis kaum
auszuschlieflen.

Der Sommer und eine auf etwa zweieinhalb Monate
verkiirzte erlaubte Wahlkampfzeit verringern auch das
Aufkommen neuer Bewerber. Ohne Unterschriften
sammeln zu miissen, diirfen allerdings auch so 14 Par-
teien antreten: die vier in der jetzigen Duma vertrete-
nen (»Einiges Russland«, die "Kommunistische Parteic,
die »LDPR« und »Gerechtes Russland«), dazu »Jabloko«,
weil sie bei den vorigen Wahlen mehr als drei Prozent
erhalten hatten, sowie neun Parteien, die in verschie-
denen Regionalparlamenten sitzen. Allerdings werden
an die Parteien mit ihren Listen anders als beim letzten
Mal nur noch die Hilfte der Parlamentssitze vergeben.
In der fiir den Kreml besonders guten (sprich: Direkt-
nach-Krimannexions-)Zeit wurde, um die Legitimitit
des Parlaments in den Augen der Bevolkerung zu erhé-
hen, beschlossen, die Hilfte der Dumasitze wie vor 2007
wieder in Direktwahlkreisen vergeben.

Auf den ersten Blick scheint das fiir Einiges Russland
weniger ein Problem als ein Vorteil zu sein. Da die Man-
date an den Kandidaten oder (weit seltener) die Kan-
didatin mit den meisten Stimmen, also einer relativen
Mehrheit, vergeben werden, hat eine Partei, die wohl
wieder rund die Hilfte der Stimmen bekommen wird,
einen groflen Vorteil gegeniiber allen anderen, weit klei-
neren Konkurrentinnen. 2003 holte sich Einiges Russ-
land dank der Direktmandate eine Zweidrittelmehrheit.

Doch die Sache ist komplizierter und das liegt erneut
an der Struktur der russischen Wirtschaft und ihrer
Krise. Hier muss ich ein wenig ausholen. Die russische
Wirtschaft ist eine Rentenokonomie. Der Grof3teil des
Geldes wird nicht erarbeitet, sondern buchstiblich aus
dem Boden gezogen. Wie gut es einzelnen Regionen
also geht, liegt nicht an guter oder schlechter Politik,
sondern (fast) ausschliefSlich daran, ob die Region iiber
Bodenschitze verfiigt oder iiber Kaufkraft, weil in ihr
viele gut bezahlte Dienstleister leben, was vor allem fiir
Moskau und St. Petersburg, sowie ein halbes Dutzend
weiterer Grofistidte gilt. Etwa die Hilfte seiner Ein-
nahmen bezieht der Staatshaushalt aus zwei Steuern:
der Rohstoffsteuer und der Mehrwertsteuer. Die Roh-
stoffsteuer stammt vorwiegend aus ziemlich menschen-
leeren Gebieten im hohen Norden und in Sibirien. Der
grofiee Teil der Mehrwertsteuer kommt, siche oben, aus
Moskau, St. Petersburg und ein paar anderen grofie-
ren stidtischen Zentren. Den grofiten Teil der anderen
Hilfte der Staatseinnahmen bringt der Zoll zusammen.
Sie bestehen vor allem aus Abgaben fiir den Export von
Rohstoffen und dem Zoll auf den Import von Produk-
tions- und Verbrauchsgiitern.

Der Zentralstaat verteilt diese Einnahmen unter der
groflen Masse der armen Regionen. Fiir diese Verteilung
gibt es aber keinerlei feste oder gar transparente Regeln.
Sie geschieht nach politischen Erwigungen des Kremls,
aufgrund mehr oder weniger zufilliger Verbindungen
zwischen einzelnen Regionen und einzelnen Leute oder
Gruppen im Moskauer Machtzentrum und aufgrund
guter Lobbyarbeit in Moskau durch Vertreter der Regio-
nen. Die Hauptaufgabe war bisher, die jeweilige Region
ruhig zu halten. Dafiir durften sich die regionalen Eliten
ziemlich unverschimt bereichern. Im vorigen Jahr wur-
den zwei Gouverneure, aus Sachalin und der Republik
Komi, samt einiger ihrer Mitarbeiter wegen Korruption
verhaftet. Vorige Woche kam noch der Gouverneur der
Region Kirow, Nikita Belych, hinzu. Schon diese Ver-
haftungen haben das bis dahin gut austarierte Loyali-
titssystem Zentrum-Regionen ins Schwanken gebracht.
Durch die Direktmandate wird es nun zusitzlich durch-
einander gebracht.

Bisher spielte die regionale Bevolkerung in den Bezie-
hungen Kreml — Gouverneure kaum eine Rolle. Sie
musste nur ruhig gehalten werden und durfte nicht auf-
mucken. Dazu diente das aus Moskau bereit gestellte
Geld. Nun soll aber diese Bevolkerung genau zu einer
Zeit die (aus Kremlsicht) richtigen Kandidat wihlen, in
der es mit dem Geld immer schlechter wird.

Zuriick zu den Wahlchancen. Allen Umfragen nach
werden sich die Mehrheitsverhiltnisse in der neuen
Duma von der alten kaum unterscheiden. Mit den
Direktmandaten kann Einiges Russland wohl wieder
eine verfassungsindernde Zweidrittelmehrheit zusam-
men bekommen. Das liegt auch daran, dass sich die
Parlamentsparteien in vielen Wahlkreisen abgesprochen
haben und ihre Kandidaten nicht gegeneinander antre-
ten lassen. So versuchen sie, ihre bisherigen Prozentan-
teile an den Mandaten auch fiir die Direktwahlkreise
festzuschreiben. Andere als die schon jetzt im Parlament
vertretenen Parteien haben kaum Chancen, die Fiinf-
prozenthiirde zu {iberwinden. Jabloko und vielleicht
noch Rodina haben wohl Chancen, mehr als drei Pro-
zent zu erreichen. Das wiirde ihnen fiir die kommen-
den fiinf Jahre die staatlichen Parteizuschiisse sichern,
und das Recht, automatisch an den nichsten Wahlen
teilnehmen zu diirfen.

Der einzige Unterschied in der Zusammensetzung
der neuen zur alten Duma kénnten ein paar nicht zu den
bisherigen Parlamentsparteien gehorige, direkt gewihlte
Abgeordnete sein. Einige Beobachter gehen davon aus,
dass der Kreml damit sein »Wohlwollen« mit einigen
der wohl sicher an der Fiinfprozenthiirde scheiternden
Parteien (darunter moglicherweise auch Jabloko) aus-
driicken kénnte und demonstrieren will, dass es sich
doch tatsichlich um demokratische Wahlen handele.
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Einen ersten Hinweis darauf diirfte die Registrierung

von Sffentlich bekannten Oppositionskandidaten wie

Wladimir Ryschkow im Altaj liefern. Ryschkow war
dort bis zur Abschaffung der Direktwahlkreise 2003

viermal hintereinander direkt gewihlt worden und tritt

nach seiner Trennung von der Parnas-Partei des ehema-
ligen Ministerprisidenten Michail Kasjanow fiir Jabloko

an. Direktwahlkandidaten miissen bis zum 22. Juli ihre

Kandidatur gegeniiber den Wahlkommissionen erkliren

und haben dann bis Anfang August Zeit, die jeweils not-
wendigen 15.000 Unterschriften zu sammeln. Allein das

wird im Sommer fiir oppositionelle Kandidaten ohne

beriihmt-beriichtigte »administrative Ressourcen« keine

einfache Aufgabe werden.

zu nutzen, iberhaupt wieder »sichtbar« zu werden. Das
gilt auch fiir eine eventuelle Parlamentsprisenz nach
den Wahlen. Selbst wenige Abgeordnete haben weit bes-
sere Chancen, medial zu den Menschen durchzudrin-
gen als keine. Auflerdem bietet eine Vertretung im Par-
lament im legalistischen Russland immer noch einen,
wenn auch nur kleinen, zusitzlichen Schutz gegen aller-
lei Unbill von Seiten der Justiz, des Geheimdienstes
und der Polizei. Und das nicht nur fiir die Abgeordne-
ten, sondern auch fiir ihre Partei und ihre Unterstiitzer.

Ansonsten gilt wie im Fufball die Regel, »Nach der
Wahl ist vor der Wahl«. Die Dumawahlen sind nur
eine Etappe auf dem Weg zu den Prisidentenwahlen
im Frithjahr 2018.

Doch wozu all dieser Aufwand, wenn die Duma
ohnehin kaum etwas zu sagen hat? Fiir die Opposition
wird es vor allem darum gehen, den Wahlkampf dazu

Diesen und andere Texte finden Sie auf Jens Siegerts Russ-
landblog <http://russland.boellblog.org/>.

AUS RUSSISCHEN BLOGS

Brexit
Sergey Medvedev, Berlin / Moskau

Das tiberraschende Ergebnis des Referendums in Grofibritannien ist auch in Russland ein zentrales Thema.
Es gibt weder Panik noch Jubel iiber einen méglichen Austritt der Briten aus der EU, sondern eine niichterne

Debatte iiber die Zukunft der EU und deren Verhiltnis zu Russland. Prisident Wladimir Putin reagiert zuriick-
haltend auf die Nachrichten aus dem Vereinigten Kénigreich, obgleich er den Journalisten am 24. Juni bei einer
Pressekonferenz in der usbekischen Hauptstadt Taschkent versichert, der Kreml wiirde die Entwicklungen hin-
sichtlich eines moglichen EU-Austritts Grof$britanniens mit Aufmerksamkeit verfolgen. Der Beauftragte des

Prisidenten fiir Unternehmerrechte und Vorsitzende der»Wachstumspartei« Boris Titow duflert die Hoffnung,
eine Erklirung Grof8britanniens iiber seine Unabhingigkeit von Briissel werde zur Loslosung Europas von der
angelsichsischen Aufenpolitik fithren. Der Journalist des »Ersten Kanals« Wladimir Posner ist sich sicher, der
EU-Austritt Grof3britanniens sei der Anfang des Zerfalls Europas, was Asien, Amerika und Russland ausnut-
zen wiirden. Die Politikwissenschaftlerin Lilia Schewzowa bezeichnet den Brexit als »Revolte« gegen das Estab-
lishment, die Europa aber mit Sicherheit meistern wiirde. Der liberale Politiker Grigorij Jawlinskij sicht die EU

als das erfolgreichste politische Projekt seit Jahrhunderten und weist darauf hin, dass die britischen EU-Gegner
keine positive Agenda hitten, sondern nur die Vorstellung von einem Reich, in dem die Sonne nie untergeht.

Putin: Wir werden den EU-Austritt Groflbritanniens aufmerksam verfolgen

»Das ist eine Entscheidung der Biirger Groflbritanniens. Wir haben uns nicht eingemischt, mischen uns nicht ein und
haben auch nicht vor, uns einzumischen. Allem Anschein nach folgt nun ein formales Prozedere beziiglich der Ent-
scheidung der Briten zum EU-Austritt; wir werden es aufmerksam verfolgen. [...]

Dem durchschnittlichen Biirgern Grof8britanniens ist meines Erachtens klar, warum es dazu gekommen ist. Nie-
mand mochte schwichere Wirtschaften durchfiictern und subventionieren, ganze Linder und Vélker versorgen. Offen-
bar sind die Menschen auch mit der Lésung von Sicherheitsfragen nicht zufrieden, die sich vor dem Hintergrund gewal-
tiger Migrationsprozesse drastisch verschirft haben. Die Menschen wollen unabhingiger sein. [...]

Was die Sanktionspolitik angeht, denke ich nicht, dass das [der Brexit] in dieser Hinsicht einen Einfluss auf unser
Verhilenis zur EU haben wird. Nicht wir haben mit den Sanktionen angefangen, sondern wir reagieren immer nur auf
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die destruktiven Schritte, die gegen unser Land gerichtet werden. [...] Ich méchte noch einmal betonen: Wenn unsere
Partner irgendwann dafiir reif sind, mit uns einen konstruktiven Dialog iiber diese Fragen zu fiithren, sind auch wir
dafiir bereit; wir wollen das und werden auf Positives positiv reagieren.«

Wiladimir Putin am 24. Juni bei einer Pressekonferenz in Taschkent; <https://russian.rt.com/article/309372-rossiya-ne-
vmeshivalas-vladimir-putin-prokommentiroval-reshenie>.

Titow: Das ist keine Unabhingigkeit Groflbritanniens von Europa, sondern die
Unabhingigkeit Europas von den USA

»Es scheint, es ist passiert — UK out!!! Meiner Meinung nach ist die wichtigste langfristige Folge von all dem die Los-
16sung Europas von den Angelsachsen, also von den USA. Das bedeutet keine Unabhingigkeit Groflbritanniens von
Europa, sondern die Unabhingigkeit Europas von den USA. Und dann ist es auch bis zu einem vereinten Eurasien
nicht mehr weit — rund 10 Jahre.«

Boris Titow am 24. Juni auf Facebook; <https://www.facebook.com/boris.titov.92/posts/1073530176046119>.

Posner: Der Brexit wird zum Zerfall der EU fiihren
»[...] Ich denke, dass der Austritt Grof8britanniens zu Folgendem fiihren wird:

1. Zum Zerfall der EU. Das ist eigentlich schade, weil die Idee der EU, die den brillanten Képfen Nachkriegseu-
ropas gehorte, zweifellos groffartig und fortschrittlich war. Leider sind in der Folgezeit kleine politische Akteure und
keine Staatsminner an die Macht gekommen. Die EU ist aus einer Gemeinschaft Gleichgestellter zu einem Klub gewor-
den, in den man ausschlie8lich aus politischen Griinden hineinkam. Deshalb erfolgte der Beitritt von Lindern wie
Polen, Tschechien, Slowakei, Portugal, Slowenien, Bulgarien, Griechenland, Lettland, Litauen, Estland und so weiter.

Ich erlaube mir einen Vergleich. Die NHL (héchste Eishockey-Liga) bestand einst aus acht Mannschaften. Dement-
sprechend spielten dort Super-Spieler, jede Mannschaft war brillant. In der Liga durfte nur die Créme de la Créme spie-
len. Im weiteren Verlauf ist die Zahl der Mannschaften aus kommerziellen Griinden auf ein Vielfaches erhoht worden.
Aber so eine grof$e Zahl von Superspielern zusammen zu bekommen war nicht méglich und das Spiel wurde langweiliger.

Die EU bestand zunichst aus »brillanten Spielern«. Doch aus zutiefst politischen Ambitionen und Griinden wurde
diese »Liga« erweitert. Nun gibt es dort sehr viel Mittelmaf$, dem es nur um die eigenen Interessen geht. Einer der
Superspieler (GrofSbritannien) hatte das satt und hat gesagt: »Leute, mir reicht’s, ich spiele nicht mehr mit.« Andere
werden folgen.

2. Fiir Europa ist das schlecht. Es hat die Chance verloren, als geschlossenes Ganzes zu agieren; der Traum von
den »Vereinigten Staaten Europas« ist beerdigt. Das werden Asien und Amerika mit Sicherheit ausnutzen. Russland
wird es mit Sicherheit ausnutzen.

3. Esist schlecht fiir Grof8britannien. Es wird ohne Zweifel Schottland verlieren, das schon einmal kurz vor dem Austritt
stand und nun, wo ganz Schottland fiir den Verbleib in der EU war, ist sein Austritt aus Grofbritannien garantiert. [.. ]«
Wiladimir Posner am 24. Juni bei »pozner-online.ru«; <http://pozneronline.ru/2016/06/16049/>.

Schewzowa: Revolte
»[...] Der Kampfzwischen »Austreten« und »Bleiben« ist zum wichtigsten Ereignis nicht nur der modernen Geschichte
GrofSbritanniens, sondern auch des Westens allgemein geworden. Es geht nicht um Wirtschaft oder um Migration,
die bei der Konfrontation der Euroskeptiker und der EU-Befiirworter in den Vordergrund geriickt wurden. Die phleg-
matischen Briten, die zum letzten Mal 1688 eine Revolution veranstaltet haben, revoltieren jetzt gegen das Establish-
ment — gegen das eigene und das aus Briissel. Dieser Aufruhr spiegelt die Krise der westlichen Ordnung wider, die
nach dem Abgang ihrer Alternative — des Weltkommunismus — entstanden war. Die Welle des rechts-linken Popu-
lismus auf dem europiischen Kontinent und in den USA ist ein weiterer Ausdruck dieser Systemkrise. Die liberale
Gemeinschaft sieht sich vor die Wahl gestellt: entweder sucht sie nach neuen Formen der Globalisierung und eines
Ausbaus der Freiheiten und der Offenheit, oder sie kehrt zu traditionellen Formen der Politik zuriick — zur Stirkung
der Souverinitit, des Protektionismus, der starken Rolle des Staates und zum Misstrauen gegeniiber dem Fremden. [.. ]

Ja, es beginnt eine neue Geschichte des europdischen Integrationsprojekts. Im Laufe der nichsten zwei Jahren wer-
den London und Briissel 80.000 Seiten Vertrige revidieren, die sie abgeschlossen haben. Eine der wichtigsten Fragen,
die sie sie zu l8sen haben, ist die, ob die City of London das fithrende Finanzzentrum Europas bleiben soll.

Das britische Erdbeben ist aber nur der Anfang. In Deutschland, Frankreich, Niederlanden, Spanien stehen bald
Wahlen und Referenden bevor. Der Austritt Grofibritanniens ist zum Adrenalin fiir die dortigen Euroskeptiker und
Populisten geworden, die durchaus die Frage iiber ihre Abtrennung von Briissel stellen konnten.


http://pozner-online.ru
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[...]

Ja, der BREXIT ist ein Erdbeben fiir den Westen. Dieses Beben hatte der Westen aber dringend nétig! Es hat ihn
geweckt und die fett gewordenen Eliten gezwungen zu denken und Angst zu haben! Es hat sie dazu gezwungen nach-
zudenken und Wege zu suchen, wie das Vertrauen der Gesellschaft zuriickgewonnen werden kann.

Europa wird zum Kartenhaus? Unsinn! Das wird es nicht. Europa wird nach einem neuen Bindegewebe suchen —
langsam, gezielt und hartnickig. Obwohl die Europier viel Rost werden abkratzen miissen; nicht nur ihre politischen
Regulatoren miissen ausgetauscht werden, sondern auch die Gefifle ihrer Konstruktion gereinigt werden.

Was bedeutet dieses Beben aber nun fiir Russland? Von unserer Peripherie aus sehen wir, wie sich die machevollste
Zivilisation der Welt auf die Suche nach neuen Formen der Existenz begeben hat. Und diese Zivilisation setzt trotz
ihres Fiebers weiterhin die Regeln — die Spielregeln und die fiir den Fortschritt. Deswegen ist es fiir Russland so wich-
tig, in welche Richtung der Westen gehen wird.

Es gibt die Illusion, dass das Durcheinander in Europa die Chancen Russlands erhéht, im Triiben zu fischen. Na
ja: das ist immer ein Geschift fiir die Schwachen. Und es kann Dividenden bringen. Umso mehr, da der europiische
Populismus bei seinem Spiel Russland so sehr benutzen will. Aber diese Dividenden kénnten fiir uns nur voriiberge-
hender Art sein. Die Unterstiitzung des rechts-linken Populismus, der Protektionismus und das Misstrauen gegen-
tiber der Auflenwelt predigt, wird fiir Russland kaum eine giinstige Umgebung schaffen.

Westliche Populisten werden uns gegeniiber genauso misstrauisch sein, wie gegeniiber anderen fremden. Die Unbe-
rechenbarkeit und die Konvulsionen des Westens werden Russland nicht die Méglichkeit geben, seine unberechenbare
Politik fortzufiihren, die auf dem Glauben an die Festigkeit der westlichen Spielregeln beruhtl«

Lilia Schewzowa am 24. Juni bei »Echo Moskwy« <http://echo.msk.ru/blog/shevtsova/1789790-echo/>.

Jawlinskij: Die EU ist das erfolgreichste politische Projekt seit Jahrhunderten

»Die Europiische Union, bei all ihren Problemen und Nacheeilen, ist das erfolgreichste politische, soziale und wirt-
schaftliche sowie humanitire Projekt, das es in den letzten Jahrhunderten in der Welt gegeben hat. Es ist die Errun-
genschaft einer Zivilisation, deren Wesenskern in der Verhinderung von Kriegen auf einem Kontinent besteht, auf
dem zwei der blutigsten Schlachten der Welt ihren Ausgang nahmen. Es geht nicht um ein biirokratisches Gebilde
mit dem Zentrum Briissel, sondern um ihr Wesen. Die Errichtung und Fortentwicklung der EU ist eine neue Qua-
litdt von Politik, die auf Achtung und Vertrauen gegeniiber den Menschen basiert; wie ein Leuchtturm, der allen die
Richtung der Entwicklung weist.

Was die EU-Gegner anbieten, ist keine Riickkehr zu irgendeiner »goldenen Vergangenheit«. Was kann man zuriick-
holen? Das Viktorianische England mit Sherlock Holmes? Ein Reich, in dem die Sonne nie untergeht?

Solch eine Entscheidung ist immer eine iiber die Zukunft. Doch die Befiirworter eines Austritts aus der EU schla-
gen einen Weg vor, bei dem unter einem der schwankende Boden der Ablehnung liegt und vor einem nur Nebel. Abge-
sehen davon haben die Briten im Wesentlichen dafiir gestimmy, sich von einer der stirksten Wirtschaftsmichte der
Welt zu trennen. Das Pfund reagierte rasch.

Das Ergebnis des Brexit-Referendums ist die Bestitigung, dass die europiisch orientierte politische Zivilisation
auf ernsthafte Probleme st6f3t, die auf mangelnde Visionen und Perspektiven zuriickzufiithren sind. Das moderne
politische Establishment hat keine Zukunftsvision, die fiir Millionen von Biirgern hinreichend iiberzeugend wirkte.
Die stets vorhandenen Chaosfaktoren beginnen zu wirken: Eine Vereinfachung und Vergroberung der Politik, eine
Zunahme von Gewalt, ein wachsender Einfluss von Nationalisten und Rechten, EXIT, Abschottungsversuche, und
in Amerika — Trump...

Die Vernunft obsiegt nicht immer in der modernen Welt. Einfache Losungen— verlassen, zerreiflen, zerschlagen—
scheinen attraktiv zu sein. Hinzu kommy, dass diejenigen, die »dagegen« gestimmt haben, von dem Wunsch angetrieben
wurden, ihre Unzufriedenheit mit allen méglichen Dingen zu zeigen. All das in der Summe hat das Ergebnis bestimmt.
[...]

Was steht nun Russland bevor? Werden wir uns an der Suche nach einem gemeinsamen Weg beteiligen? Denn das
ist eine Frage vor allem unserer Zukunft. Oder bewegen wir uns weiter in Richtung des heutigen antieuropiischen
politischen Kurses, auf einem Weg, den es nicht gibt. Treten Leere, Verneinung, aggressives Misstrauen an jene Stelle,
wo der lebhafte, moderne, russische Geist sein sollte?«

Grigorij Jawlinskij am 24. Juni bei »yavlinsky.ru«;<http://www.yavlinsky.ru/news/mir/brexit>.

Ausgewiihlt und eingeleitet von Sergey Medvedev, Berlin
(Die Blogs, auf die verwiesen wird, sind in russischer Sprache verfasst)
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KOMMENTAR

Hybride Hooligans?
Steffen Halling, Berlin

ie Gewaltexzesse russischer Hooligans, die sich im
Zuge des Gruppenspiels Russland — England bei
der Fuflballeuropameisterschaft im franzssischen Mar-
seille zugetragen haben, sollten fiir Beobachter der euro-
piischen Ultra- und Hooliganszene eigentlich wenig
Auflergewdhnliches dargestellt haben. Das Auftreten
der russischen Hooligans, die als »gut organisiert« und
»kampfsporterfahren« beschrieben wurden, hat jedoch
stellenweise zu Spekulationen dariiber gefiihrt, inwie-
weit die Ausschreitungen der russischen Hooligans vom
Kreml orchestriert wurden. Allerdings stellen sowohl
ein hoher Organisationsgrad als auch Erfahrungen in
diversen Kampfsportarten, die vor allem im Bereich der
»Mixed Martial Arts« auch professionell betrieben wer-
den, Aspekte dar, die in der heutigen Hooliganszene
in ganz Europa vorgefunden werden. Mit betrunke-
nen Schligern, wie man sie vor allem aus den 80er und
90er Jahren kennt, haben Hooligans heute wenig zu
tun. Im Gegenteil: Vor allem in Osteuropa haben die
sogenannte »Straight Edge-Bewegung« und damit auch
der Verzicht auf Alkohol und Drogen zuletzt stark an
Popularitit gewonnen. Dort unterscheiden sich Hoo-
ligans und Ultras, die beide der sogenannten »Okolo-
futbol«-Szene zugerechnet werden, im Ubrigen in der
Regel kaum voneinander, wihrend in Deutschland ers-
tere als eindeutig »gewaltsuchend« und letztere als »fried-
lich« bis »gewaltbereit« charakterisiert werden. Auch
die »Sduberung« des englischen Fanblocks (in der rus-
sischen Szene wird das, was sich am Ende des Spiels im
Stadion von Marseille zugetragen hat, tatsichlich als
»satschistka« beschrieben) war letztlich vor allem eine
Jagd nach »Trophden«. Auch das ist weder neu noch
ungewdhnlich. Dass Banner, Flaggen und andere Fan-
utensilien wihrend, vor oder nach Fufiballspielen den
Anhingern des Gegners entrissen werden, ist gang und
gibe. Diese »Jagdtrophien« dienen der spiteren Zur-
schaustellung von Dominanz. Im konkreten Fall schei-
nen sie teilweise auch als Tauschmittel zu dienen — so
war im Internet kurz nach den Ereignissen zum Beispiel
das Angebot zu finden, zehn gestohlene englische Flag-
gen gegen einen verloren gegangenen russischen Pass
einzutauschen. Ein »ungeschriebenes Gesetz«, wonach
gewdhnliche Fans des Gegners nicht attackiert werden,
ist hierbei auch eher als ein Mythos zu bewerten. Dies
zeigte sich unter anderem auch bei den gewaltsamen
Attacken, die eine Gruppe deutscher Hooligans auf her-
kémmliche ukrainische Fans in Lille veriibte.
An den Ereignissen in Marseille wird man ferner
auch deshalb nichts Au8ergewdhnliches feststellen kon-

nen, weil einige der identifizierten russischen Hooligan-
Gruppierungen, darunter solche mit Namen wie »Music

Hall«, »Sturdy Fighters«, »Orel Butchers« [»Schlachter
von Orjol«], »Funny Friends« und »Aliens«, bereits im

Vorfeld der Europameisterschaft ihre »Tour de France«

sowie insbesondere ihre Vorfreude auf das Zusammen-
treffen mit ihren englischen Kontrahenten kundgetan

hatten. Dass insbesondere Europameisterschaften eine

Biihne fiir Strafenschlachten von Hooligans darstellen,
ist ebenfalls nicht neu. Erinnert sei hier nur an die Aus-
schreitungen in Wroctaw und Warschau 2012. Damals

war es zwischen russischen und polnischen Hooligans

zu wiisten Schligereien gekommen. Zwar konnten diese

Auseinandersetzungen auch von den polnischen Behér-
den nicht verhindert werden, allerdings schien man bei

der Europameisterschaft in Polen und der Ukraine vor
vier Jahren insgesamt besser auf Hooligan-Gewalt vor-
bereitet gewesen zu sein. Dies kann daran liegen, dass

die Hooligan-Problematik im Vorfeld der EM 2012 sehr
prisent war, mit Blick auf die Ukraine teilweise sogar
iberbewertet wurde, wihrend man in Frankreich nach

den jiingsten Terroranschligen offensichtlich andere

Sicherheitsprioritiren gesetzt hatte.

Auch wenn russische Hooligans immer wieder
besonders negativ auffallen, eignet sich das Phinomen
dennoch nicht, um daraus eine spezifische Gewaltkul-
tur abzuleiten, die typisch fiir das Russland unter Putin
sei. Sicherlich sind Aussagen einiger russischer Politiker,
die die Ereignisse in Marseille billigten, darunter auch
Putins spottischer Kommentar iiber »zweihundert unse-
rer Fans«, die »Tausende englische Fans« zusammenge-
schlagen hitten, charakeeristisch fiir ein mit Chauvi-
nismus durchtrinktes politisches Klima in Russland.
Es mag auch eine spezifische Gewaltkultur in Russland
geben. Allerdings ist es ebenso eine Binsenweisheit, dass
Hooligans kein originir russisches Phinomen sind. Die
»Brigade Nassau« beispielsweise, eine Hooligan-Grup-
pierung aus Frankfurt am Main, wird bis heute in der
Szene dafiir gefeiert, dass sie sich vor einiger Zeit im
»Massenkickboxen« mit »Music Hall« aus St. Peters-
burg gemessen habe. Welche Erklirungen es dafiir gibt,
dass die russische Hooliganszene grofier ist als anderswo,
stelltsicherlich eine lohnende Forschungsfrage dar. Nur
scheint hier der ausschliefSliche Blick auf die russische
Gegenwart eine unzulissige Reduzierung darzustellen.
Einige der oben genannten Gruppen existieren teilweise
bereits seit mehr als zwanzig Jahren. Auch in der Sowjet-
union hat es spitestens seit dem Ende der 1970er Jahre
bereits erste Fuf$ballhooligans gegeben.
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Ohne Zweifel: Hooligans sind als organisierte,
gewaltsuchende Gruppen in Russland und anderswo
politisch sowie 6konomisch instrumentalisierbar. So
ist etwa bekannt, dass der serbische Milizenfiihrer
Razatanovi¢ (»Arkanc) wihrend der Jugoslawienkriege
aktiv Kampfer aus dem Umfeld der Anhingerschaft von
»Roter Stern Belgrad« rekrutierte. Auch weiff man aus
der Ukraine, dass sich Teile der dortigen Szene Freiwil-
ligenbataillonen angeschlossen haben, um im Donbass
gegen Russlands Separatisten zu kimpfen. Von Partei-
politik halten sich organisierte Hooligans zwar in der
Regel fern, allerdings konnen der fiir die Szene charak-
teristische stramme Nationalismus und Rechtsradika-
lismus ideologische Faktoren darstellen, die insbeson-
dere im Falle gewaltsamer Konflikte eine Mobilisierung
bewirken kénnen. Dementsprechend ist es auch wenig
iiberraschend, dass ein Teil der aktiven Szene aus Russ-
land in den Krieg im Donbass gezogen sein soll. Gleich-
zeitig zeigt aber gerade Russlands Intervention in der
Ukraine, dass die russische Ultra- und Hooliganszene
trotz ihres dominierenden Nationalismus nicht mono-
lithisch und schon gar nicht ausnahmslos auf Regie-
rungslinie ist. So wurden zwar einerseits hin und wie-
der Flaggen der selbsternannten »Volksrepubliken« von
Donezk und Luhansk in russischen Fanblocks regis-
triert. Andererseits ist es aber auch zu Solidarisierungen
mit der ukrainischen Szene gekommen, nachdem diese
sich den Majdan-Protesten angeschlossen hatte. Gene-
rell sind Konflikte mit den Obrigkeiten fiir die Szene
keine Ausnahme, sondern cher die Regel. Erinnert sei
hier an die vielen Auseinandersetzungen zwischen rus-
sischen Hooligans und der Exekutive in den vergange-
nen Jahren. Die grofiten dieser Zusammenstdfle fanden
2010 statt, nachdem rechtsradikale Anhinger des Mos-
kauer Fufiballklubs »Spartak« tagelang Jagd auf kaukasi-
sche und zentralasiatische Migranten in Moskau mach-
ten. Dabei kam es gleichzeitig immer wieder auch zu
Vorwiirfen gegen die Sicherheitskrifte, dass diese kor-
rupt seien und nichts fiir die Aufklirung des vorherigen
Todes eines »Spartak«Fans unternommen hitten. Nicht
nur in Russland findet die allgemeine Abneigung, die
in der Szene gegeniiber Teilen der staatlichen Exekutive
besteht, in der allgegenwirtigen Verwendung der Abbre-
viation »A.C.A.B.« (»)All Cops Are Bastards«) Ausdruck.

Die Rolle des Prisidenten der »Allrussischen Fan-
vereinigunge, Aleksandr Schprygin, der mit der offiziel-
len Delegation des Russischen FufSballverbandes nach
Frankreich eingereist sein soll, ist in diesem Zusam-
menhang durchaus interessant. Schprygin ist nachweis-
lich ein Rechtsradikaler, der zuletzt durch seine Forde-
rung nach ausschliefSlich »slawischen« Gesichtern in der
russischen Fuf8ballnationalmannschaft aufgefallen war
und der russischen Regierung eine falsche Migrations-

politik vorgeworfen hat. Bekannt unter dem Spitzna-
men »Kamantscha«, war er frither ein aktives Mitglied
der Hooligan-Szene von »Dynamo Moskau«. Heute ist
er zudem Assistent des Abgeordneten und stellvertre-
tenden Vorsitzenden der Duma Igor Lebedew (LDPR),
des Sohns des Rechtspopulisten Wladimir Schironow-
skij. Wihrend sich Lebedew nach den Ereignissen posi-
tiv iiber das Verhalten der russischen Hooligans dufierte,
soll Schprygin zuvor auch alten Bekannten aus der Szene
Eintrittskarten und Flugtickets organisiert haben. Seine
tatsichliche Rolle innerhalb der russischen Hooligan-
szene, ebenso wie Lebedews Rolle im Regierungsapparat
bleiben jedoch unklar. Die These von einer organisier-
ten Randale passt vor allem nicht in das Gesamtbild der
politischen Instrumentalisierung des Sports in Russland.
Gerade hier versucht die russische Regierung seit Jahren,
modern, erfolgreich und »sexy« zu wirken. Aus eben die-
sem Grund hat Russland vor kurzem auch die US-ame-
rikanische PR-Agentur Burson-Marsteller engagiert, um
einem Ausschluss der russischen Leichtathleten von den
diesjihrigen Olympischen Spielen in Brasilien entgegen-
zuwirken. Marodierende Hooligans passen nicht in die-
ses Bild. Negative Schlagzeilen, Verhaftungen und Aus-
weisungen von russischen »Fans« sind nimlich nichts
anderes als ein herber Riickschlag fiir das Image, das
Russland im Sport aufbauen méchte. Es ist daher auch
nicht verwunderlich, dass sowohl der Kreml als auch
der russische Sportminister Witalij Mutko, gleichzei-
tig Prisident des russischen Fuflballverbandes, die Aus-
schreitungen von Marseille spiter verurteilten. Ferner
soll die russische Polizei schliefllich auch die franzosi-
sche Polizei dabei unterstiitzt haben, eine Gruppe russi-
scher Hooligans festzunehmen. Mit Blick auf die Fuf3-
ballweltmeisterschaft 2018 in Russland ist in jedem Fall
davon auszugehen, dass repressive Mafinahmen gegen
russische Hooligans und damit auch Konflikte zwischen
den Hooligans und den Behérden zunehmen werden.
Wie in Westeuropa bereits vor etlichen Jahren gesche-
hen, wird man auch in Russland die Sicherheitsmaf3-
nahmen erhéhen und bestimmte Verhaltensregeln fiir
den Stadionbesuch erlassen, die — einhergehend mit
einer anhaltenden Kommerzialisierung des Fuf§balls —
darauf abzielen, ein familienfreundlicheres Umfeld zu
schaffen und eine wohlhabendere Klientel anzuziehen.
Der jiingste Beschluss der Duma, eine Schwarze Liste
von Fufballhooligans zu erstellen, ebenso wie die Ver-
abschiedung eines Gesetzes, dass zukiinftig der Verkauf
und der Eintritt zu Sportveranstaltungen in Russland
nur noch personalisiert (unter Vorlage eines Passes) erfol-
gen darf, deuten zweifellos in diese Richtung.

Die Ereignisse in Marseille als eine von Putin gesteu-
erte Operation zu bezeichnen, birgt letztlich die Gefahr
in sich, die Effizienz der russischen Regierungsfithrung
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sowie ihre Handlungsfihigkeit zu iiberschitzen. Gleich-
zeitig besteht das Risiko, Konflikte innerhalb der Elite
und ihrer unterschiedlichen Subgruppierungen fernab
der »Machtvertikale«, einschliefllich vorhandener Pro-
filierungsbestrebungen innerhalb des Machtgefiiges, zu
vernachlissigen. Dadurch wird genau jenes Bild eines
allmichtigen Putin bedient, das der Kreml stets zu zeich-
nen versucht. Die Aufgabe, die sich stellt, ist es jedoch,

nicht an der Konstruktion dieses Bildes mitzuwirken,
sondern vielmehr, diesen Mythos zu dekonstruieren.
Letztlich laufen Darstellungen der Vorkommnisse in
Marseille als Teil der »hybriden Kriegsfithrung« Russ-
lands vor allem auch Gefahr, nicht nur ein prinzipiell
sinnvolles Konzept, sondern schlussendlich auch den
tatsichlichen (hybriden) Krieg, den Russland in der
Ukraine fiihrt, zu banalisieren.

Uber den Autor
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UMFRAGE

Interesse fiir die Fuflball-Europameisterschaft

Grafik 8: Werden Sie die Ubertragung der Europameisterschaft verfolgen?
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Quelle: Umfragen des WZIOM vom 11.—12. Juni 2016, <http://wciom.ru/index.php?id=2368&uid=115736>, 16. Juni 2016

Grafik 9: 'Was denken Sie, welches Team wird Europameister?
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17. — 30. Juni 2016

17.6.2016

Die Europiische Union verlingert die Sanktionen gegen die von Russland annektierte Halbinsel Krim um ein
weiteres Jahr. Die Sanktionen untersagen Investitionen auf der Krim sowie den Handel mit ihr.

17.6.2016

Der Internationale Leichtathletikverband (IAAF) beschlief8t einstimmig, die seit November 2015 geltende Sperre
des russischen Verbands wegen systematischen Dopings aufrechtzuerhalten.

18.6.2016

Das Strafermittlungskomitee leitet gegen den ehemaligen Direktor des Moskauer Anti-Doping-Labors Grigorij
Rodtschenkow ein Verfahren wegen Amtsmissbrauchs ein. Rodtschenkow hatte im Mai tiber ein umfassendes
staatlich organisiertes Doping-Programm wihrend der Olympischen Winterspiele in Sotschi berichtet, an dem
er selbst beteiligt gewesen sei.

18.6.2016

Verteidigungsminister Sergej Schojgu trifft wihrend eines unangekiindigten Staatsbesuchs in der syrischen
Hauptstadt Damaskus den syrischen Prisidenten Baschar al Assad. Thema der Unterredung waren die milité-
rische Zusammenarbeit und der Kampf gegen terroristische Organisationen auf syrischem Boden. Details des
Gesprichs wurden nicht bekannt.

19.6.2016

Wihrend einer Bootstour auf dem See Sjamosero in Karelien, an der 47 Kinder aus einem Ferienlager mit vier
erwachsenen Begleitpersonen teilnehmen, gerit die Gruppe in ein Unwetter. Dabei kentern die Boote und 14
Kinder ertrinken. Gegen die Direktorin des Camps und weitere Mitarbeiter wird Anklage wegen Verletzung der
Sicherheitsbestimmungen erhoben.

20.6.2016

In St. Petersburg finden Gespriche zwischen dem russischen Prisidenten Wladimir Putin, dem armenischen Pri-
sidenten Sersch Sargsjan und dem aserbaidschanischen Prisidenten Ilham Alijew iiber die Regulierung des Kon-
flikts um Berg-Karabach statt. Es wird vereinbart, die Zahl der OSZE-Beobachter an der Frontlinie im Konflike-
gebiet zu erhohen.

21.6.2016

Die Botschafter der 28 EU-Staaten einigen sich darauf, die Wirtschaftssanktionen gegen Russland um weitere
sechs Monate zu verldngern, da der Friedensprozess mit der Ukraine unzureichend fortgeschritten und einige Ver-
einbarungen des Minsker Abkommens nicht umgesetzt seien.

21.6.2016

Das Internationale Olympische Komitee (IOC) bestitigt nach einem Spitzentreffen mit den Mitgliedsorganisa-
tionen in Lausanne die Disqualifizierung des russischen Leichtathletik-Teams. Nachweislich saubere russische
Leichtathleten diirfen aber trotzdem bei den Olympischen Spielen in Rio unter ihrer Landesflagge teilnehmen,
wenn sie sich auflerhalb des russischen Anti-Doping-Systems aufhalten und testen lassen.

22.6.2016

Anlisslich des 75. Jahrestages des deutschen Uberfalls auf die Sowjetunion finden in vielen Regionen Russlands
Gedenkveranstaltungen in Erinnerung an den Beginn des Groflen Vaterlindischen Kriegs statt. Der deutsche
Auflenminister Frank-Walter Steinmeier veroffentlicht anlisslich des Gedenktages in drei Tageszeitungen in Russ-
land, der Ukraine und in Belarus einen Gastbeitrag.

22.6.2016

Die russische Staatsduma verabschiedet in dritter und letzter Lesung das Gesetz iiber die Bildung der National-
garde. Die Nationalgarde ist demnach gemeinsam mit dem Innenministerium fiir die Sicherung der 6ffentlichen
Ordnung zustindig. Zusitzlich wird die Nationalgarde fiir die Abwehr von Terroranschligen, die Verteidigung
des Territoriums und den Schutz bestimmter Staatsobjekte zustindig erklirt. Der Nationalgarde wird die Erlaub-
nis erteilt, im Falle von Terroranschligen, Geiselnahmen und zur Abwehr von Angriffen auf wichtige Staatsob-
jekte auch in Menschenmengen Waffen einzusetzen.

23.—-
24.6.2016

In Taschkent findet das 15. Gipfeltreffen der Schanghaier Organisation fiir Zusammenarbeit (SOZ) statt. Mit-
glieder der SOZ sind bisher China, Russland, Kasachstan, Kirgistan, Usbekistan und Tadschikistan. Zentrales
‘Thema des Treffens ist der gemeinsame Kampf gegen den Terrorismus.

24.6.2016

Die Staatsduma verabschiedet in der zweiten und dritten Lesung ein Paket von Antiterrorismus-Gesetzen. Das
Gesetzespaket enthilt unter anderem die Bestimmung, dass Telekommunikationsanbieter Verbindungsnach-
weise ein ganzes Jahr und Aufzeichnungen ein halbes Jahr speichern miissen. Die umstrittene Bestimmung, der
zufolge terroristische Verbrechen den Entzug der russischen Staatsbiirgerschaft erméglichen wiirden, wurde wih-
rend der zweiten Lesung gestrichen.

24.6.2016

Die Staatsduma verabschiedet ein Gesetz, das den Verkauf von personalisierten Eintrittskarten fiir Sportveran-
staltungen regelt. Zusitzlich enthilt es eine Bestimmung tiber die Versffentlichung »schwarzer Listen« von Fans,
denen das Verbot erteilt wurde, Sportveranstaltungen zu besuchen.

24.6.2016

Der Gouverneur des Gebiets Kirow, Nikita Belych, wird unter dem Verdacht der Korruption festgenommen und
fiir zwei Monate in Untersuchungshaft genommen, nachdem ihm in einem Moskauer Restaurant 100.000 Euro
tibergeben wurden. Das Untersuchungskomitee beschuldigt Belych, insgesamt 400.000 Euro Bestechungsgelder
von zwei Unternehmen aus der Region erhalten zu haben.
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25.6.2016 | Russland und China bauen im Rahmen des Staatsbesuchs von Prisident Wladimir Putin die bilateralen Bezie-
hungen durch zahlreiche Abkommen aus. Prisident Putin wird von einer Delegation zahlreicher Wirtschaftsver-
treter und hochrangiger Beamter begleitet. Insgesamt werden fast 60 Abkommen unterzeichnet, unter anderem
in den Bereichen Flugzeugbau, Infrastrukeur, Handel, Technologie und Innovation

26.6.2016 | Russland und Italien einigen sich laut dem russischen Botschafter in Italien auf die Schaffung einer gemeinsamen
Arbeitsgruppe zu den neuen Herausforderungen und Bedrohungen beim Kampf gegen Terrorismus.

27.6.2016 | Der tiirkische Prisident Recep Tayyip Erdogan erklirt erstmals 6ffentlich in einem Brief an Prisident Wladi-
mir Putin sein Beileid fiir den Tod des Piloten des Kampfjets Su-24, der vor sieben Monaten durch das tiirkische
Militir abgeschossen wurde.

28.6.2016 | Der Leiter der Russischen Autorengesellschaft (RAO) Sergej Fedotow wird wegen Verdachts auf besonders schwe-
ren Betrug bis Mitte August in Untersuchungshaft genommen.

28.6.2016 | Der Generalmajor Aleksej Rubeschnoj wird zum neuen Leiter des Sicherheitsdienstes des Prisidenten ernannt.

29.6.2016 | Prisident Wladimir Putin driickt in einem Telefongesprich mit dem tiirkischen Prisidenten Recep Tayyip Erdogan
sein Beileid nach dem Terroranschlag auf den Atatiirk-Flughafen in Istanbul aus. Es ist das erste Gesprich seit sie-
ben Monaten, nachdem ein russischer Kampfjet durch das tiirkische Militir abgeschossen wurde. Wihrend des
Telefonats wurde auch iiber eine Normalisierung der bilateralen Beziehungen und iiber ein mégliches personli-

ches Treffen gesprochen.

29.6.2016 | Der franzésische Auflenminister Jean-Marc Ayrault empfingt seinen russischen Amtskollegen Sergej Lawrow zu
einem Geschiftsessen. Gesprichsthemen waren die bilateralen Beziehungen und aktuelle Krisen in Syrien, der
Ukraine und um Berg-Karabach.

29.6.2016 | Der wegen Korruptionsverdachts festgenommene ehemalige Gouverneur des Gebiets Kirow, Nikita Belych, tritt
aus Protest gegen seine Anklage und die verweigerte Méglichkeit, seine Familie zu sehen, in einen Hungerstreik.

30.6.2016 | Ministerprisident Dmitrij Medwedew kiindigt eine schriteweise Aufhebung der russischen Sanktionen gegen
die Tiirkei an. Dabei handelt es sich um die Aufhebung des Lebensmittelembargos und des Verbots fiir Charter-
fliige aus Russland.

Sie konnen die gesamte Chronik seit 1964 auch auf <http://www.laender-analysen.de/russland/> unter dem Link » Chronik« lesen.

Die Russland-Analysen werden von Mangold Consulting GmbH unterstiitzt.

MANGOLD

S u n g

[=]
Herausgeber: Forschungsstelle Osteuropa an der Universitat Bremen, Deutsche Gesellschaft fiir Osteuropakunde und Zentrum fiir Osteuropa- und internationale Studien

Die Meinungen, die in den Russland-Analysen geduBert werden, geben ausschlielich die Auffassung der Autoren wieder.
Abdruck und sonstige publizistische Nutzung sind nach Riicksprache mit der Redaktion gestattet.
Redaktion: Hans-Henning Schrider (verantwortlich), Julia Glathe
Sprachredaktion: Hartmut Schroder
Satz: Matthias Neumann
Russland-Analysen-Layout: Cengiz Kibaroglu, Matthias Neumann und Michael Clemens
Alle Ausgaben der Russland-Analysen sind mit Themen- und Autorenindex archiviert unter www.laender-analysen.de

Die Russland-Analysen werden im Rahmen eines Lizenzvertrages in das Internetangebot der Bundeszentrale fiir politische Bildung (www.bpb.de) aufgenommen.
Die Russland-Analysen werden im Rahmen der Datenbank World Affairs Online (WAQ) ausgewertet und sind im Portal IREON www.ireon-portal.de recherchierbar.

ISSN 1613-3390 © 2016 by Forschungsstelle Osteuropa, Bremen

Forschungsstelle Osteuropa « Publikationsreferat » Klagenfurter Str. 3 « 28359 Bremen « Telefon: +49 421-218-69600 - Telefax: 449 421-218-69607
e-mail: laender-analysen@uni-bremen.de « Internet-Adresse: http://www.laender-analysen.de/russland/


http://www.laender-analysen.de/russland
https://www.ireon-portal.de/IREON/Portal/ireon_de.aspx?lang=de-DE

Kostenlose E-Mail-Dienste
B E der Forschungsstelle Osteuropa
5 und ihrer Partner auf

www.laender-analysen.de

@laenderanalysen

Die Linder-Analysen bieten regelmiflig im kostenlosen Abonnement kompetente Einschitzungen aktueller politi-
scher, wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Entwicklungen in Ostmitteleuropa und der GUS. Sie machen das
Wissen, tiber das die wissenschaftliche Forschung in reichem Mafle verfiig, fiir Politik, Wirtschaft, Medien und die
interessierte Offentlichkeit verfiigbar. Autoren sind internationale Fachwissenschaftler und Experten.

Die einzelnen Linder-Analysen werden von der Forschungsstelle Osteuropa an der Universitidt Bremen und der Deut-
schen Gesellschaft fiir Osteuropakunde jeweils mit unterschiedlichen Partnern und Sponsoren herausgegeben. Die
Redaktionen der Linder-Analysen bestehen aus Wissenschaftlern mit langjihriger Forschungserfahrung.

Die Linder-Analysen bieten regelmiflig Kurzanalysen zu aktuellen Themen, erginzt um Grafiken und Tabellen sowie
Dokumentationen. Zusitzlich gibt es eine Chronik aktueller Ereignisse. Alle Linder-Analysen sind auch mit Archiv
und Indizes online verfiigbar unter <www.laender-analysen.de>.

Belarus-Analysen
Erscheinungsweise: zweimonatlich
Abonnement unter: <http://www.laender-analysen.de/belarus/>

Caucasus Analytical Digest
In englischer Sprache. Erscheinungsweise: monatlich
Abonnement unter: <http://www.css.ethz.ch/en/publications/cad.html>

Polen-Analysen
Erscheinungsweise: zweimal monatlich
Abonnement unter: <http://www.deutsches-polen-institut.de/newsletter/polen-analysen/>

Russland-Analysen
Erscheinungsweise: zweiwochentlich
Abonnement unter: <http://www.laender-analysen.de/russland/>

Russian Analytical Digest
In englischer Sprache. Erscheinungsweise: zweimal monatlich
Abonnement unter: <http://www.css.ethz.ch/en/publications/rad.html>

Ukraine-Analysen
Erscheinungsweise: zweimal monatlich
Abonnement unter: <http://www.laender-analysen.de/ukraine/>

Zentralasien-Analysen
Erscheinungsweise: monatlich
Abonnement unter: <http://www.laender-analysen.de/zentralasien/>

Bibliographische Dienste

Die Bibliographien informieren iiber englisch- und deutschsprachige Neuerscheinungen zu Belarus, Russland,
Ukraine sowie zu den zentralasiatischen und kaukasischen Staaten. Erfasst werden jeweils die Themenbereiche Poli-
tik, Auflenpolitik, Wirtschaft und Soziales.

Erscheinungsweise: viermal jihrlich

Abonnement unter: <http://www.laender-analysen.de/bibliographies/belarus.php>, <http://www.laender-analysen.
de/bibliographies/russia.php>, <http://www.laender-analysen.de/bibliographies/ukraine.php>, <http://www.laender-
analysen.de/bibliographies/caucasus_ca.php>



http://www.laender-analysen.de
http://www.laender-analysen.de
http://www.laender-analysen.de/belarus/
http://www.css.ethz.ch/en/publications/cad.html
http://www.deutsches-polen-institut.de/newsletter/polen-analysen/
http://www.laender-analysen.de/russland/
http://www.css.ethz.ch/en/publications/rad.html
http://www.laender-analysen.de/ukraine/
http://www.laender-analysen.de/zentralasien/
http://www.laender-analysen.de/bibliographies/belarus.php
http://www.laender-analysen.de/bibliographies/russia.php
http://www.laender-analysen.de/bibliographies/russia.php
http://www.laender-analysen.de/bibliographies/ukraine.php
http://www.laender-analysen.de/bibliographies/caucasus_ca.php
http://www.laender-analysen.de/bibliographies/caucasus_ca.php
https://twitter.com/laenderanalysen

	Analyse
	Besonderheiten russischer Wahlen 2016:
Stärkung der regionalen Bürokratie und Schwächung der Parteien

	Alexandr Kynew, Moskau
	Analyse
	Gesetzliche Hindernisse für politischen Wettbewerb bei den Wahlen zur Staatsduma 2016

	Arkadij Ljubarew, Moskau
	Umfrage
	Die Dumawahlen in Umfragen
	Wahlklima – Einschätzung der sozialen und gesellschaftlichen Situation

	Notizen aus Moskau
	Dumawahlen 2016

	Jens Siegert, Moskau
	Aus russischen Blogs
	Brexit

	Sergey Medvedev, Berlin / Moskau
	Kommentar
	Hybride Hooligans?

	Steffen Halling, Berlin
	Umfrage
	Interesse für die Fußball-Europameisterschaft
	Chronik

	17. – 30. Juni 2016


